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Bekanntmachung der 10. Änderungssatzung vom 08.11.2021 zur 
Gebührensatzung vom 19.12.2012 

zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Ahlen vom 
19.12.2012 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung NRW vom 14.07.1994 

(GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung und der 
§§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) für das Land 

Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712) in der zurzeit 
geltenden Fassung (SGV NRW 610) in Verbindung mit der Satzung über die 

Abfallentsorgung in der Stadt Ahlen in der jeweils geltenden Fassung hat 
der Rat der Stadt Ahlen in seiner Sitzung am 04.11.2021 folgende Satzung 

beschlossen:  
 

Artikel 1 
 
§ 3 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:  
 

(2) Die Gebühr beträgt bei 14-täglicher Leerung für Abfälle zur Beseitigung 

und Bioabfälle jeweils: 
 

Abfallbehälter Gebührensatz (jährlich) 
     80 l  123,54 €  
   120 l  185,30 €  
   240 l  370,61 €  
1.100 l  1.698,62 €  
5.500 l  8.493,10 €  (nur Abfälle zur Beseitigung) 

 
Der Gebührensatz wird entsprechend der Leerungshäufigkeit vervielfacht. 

 
 

§ 3 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst:  
 

Die Gebühr für einen 70 l Abfallsack (für Rest- und Bioabfälle) beträgt 4,20 

€  
 

 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 

darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 



nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 

Dr. Alexander Berger 

Bürgermeister 

 



Bekanntmachung der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 

der Stadt Ahlen vom 08.11.2021 
 
Aufgrund 
  
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 
(GV. NRW. 2015, S. 496), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. 2020, S. 916), in der jeweils geltenden 
Fassung, 
  
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 
(GV. NRW. 2015, S. 496), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. 2020, S. 916), in der jeweils geltenden 
Fassung, 
  
- der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, 
S. 712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19.12.2019 (GV. NRW. 
2019, S. 1029), in der jeweils geltenden Fassung, 
  
- des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des 
Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.; ber. GV. 
NRW. 2021, S. 718), in der jeweils geltenden Fassung, 
 
- des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum 
Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, 
S. 559 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.), in der 
jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Ahlen  in seiner Sitzung 
am 04.11.2021 die folgende Satzung beschlossen: 
  
§ 1 

Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 
  
(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Stadt 
Ahlen Abwassergebühren nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen. 
  
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 und 3 der Entwässerungssatzung der Stadt 
Ahlen vom 02.06.2017 stellt die Stadt zum Zweck der Abwasserbeseitigung 
in ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei 
der städtischen Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlämme die 
erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung. Hierzu 



gehören der gesamte Bestand an personellen und sachlichen Mitteln, die für 
eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung erforderlich sind (z.B. das 
Kanalnetz, Kläranlagen, Regenwasserrückhalteanlagen, 
Transportfahrzeuge für Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und Inhaltstoffen 
von abflusslosen Gruben, das für die Abwasserbeseitigung eingesetzte 
Personal). 
  
(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und 
wirtschaftliche Einheit, die auch bei der Bemessung der Abwassergebühren 
zugrunde gelegt wird.  
  
(4) Die Abwassergebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 
Abs. 5 KAG NRW). 
  
§ 2 
Abwassergebühren 

  
(1)  Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt 
die Stadt nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW 
Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 
6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG NRW. 
  
(2)  In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW 
eingerechnet: 
  
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt (§ 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 AbwAG NRW), 
  
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 2 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW), 
  
- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Stadt umgelegt 
wird ( § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 
  
(3)  Die Abwasserabgabe für Kleineinleiterinnen und Kleineinleiter (§ 2 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2  i.V.m. § 1 Abs.1 Satz 1 AbwAG NRW) wird im Rahmen der 
Gebührenerhebung nach § 6 dieser Satzung von der- oder demjenigen 
erhoben, die oder der eine Kleinkläranlage betreibt, welche nicht den 
Anforderungen des § 60 WHG und § 56 LWG NRW entspricht. 
  
(4)  Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswasser-
/Regenwassergebühr sowie die Gebühren für Grund-, Drainage- und 
Kühlwassereinleitungen sind grundstücksbezogene Benutzungsgebühren 
und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 
  
(5) Bei Gebührenpflichtigen, die in den Fällen des § 7 Abs. 2 KAG von einem 
Entwässerungsverband zu Verbandslasten oder Abgaben herangezogen 
werden, ermäßigt sich die an die Stadt zu zahlende Gebühr um die nach § 



7 Abs. 2 Satz 3 und 4 KAG anrechnungsfähigen Beträge. 
  
§ 3 

Gebührenmaßstäbe 

  
(1) Die Stadt erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von 
Schmutz- und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, 
Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Entwässern von 
Klärschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers). 
  
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab 
(§ 4). 
  
(3) Die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) bemisst sich auf 
der Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
befestigten Fläche auf den angeschlossenen Grundstücken, von denen 
Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage 
gelangen kann (§ 5). 
  
§ 4 
Schmutzwassergebühren 

  
( 1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen 
und gewerblichen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von 
den angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist 
der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. Veranlagungszeitraum für die 
Schmutzwassergebühr ist das Kalenderjahr. 
  
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und 
die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, 
Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), 
abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und 
zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche 
Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 
  
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den 
Wasserzähler des örtlichen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem 
Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge 
von der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres 
geschätzt. Die Datenübernahme vom örtlichen Wasserversorger sowie die 
Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten des 
Wasserversorgers erfolgt, um der oder dem Gebührenpflichtigen die 
zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (§ 
46 Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasserüberlassungspflicht durch die 



gebührenpflichtige Benutzerin oder den gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 
LWG NRW) sowie zur verursachergerechten Abrechnung der 
Schmutzwassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der 
Schmutzwassergebühr. Insoweit hat die Grundstückseigentümerin als 
Gebührenschuldnerin oder der Grundstückseigentümer als 
Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden. 
  
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. 
privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat die oder der 
Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten 
eingebauten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler nach § 4 Abs. 
5 Nr. 2 dieser Satzung zu führen. Gemäß § 4 Absatz 5 Nr. 2 dieser Satzung 
muss der Wasserzähler in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, 
Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen 
neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung der Herstellerin oder 
des Herstellers ersetzt werden. Aus der Konformitätserklärung muss sich 
ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funktioniert. Der Nachweis 
über die messrichtige Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt der 
oder dem Gebührenpflichtigen. Ist der oder dem Gebührenpflichtigen der 
Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Stadt 
berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen 
(z. B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis 
festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung 
sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der 
statistischen Verbräuche im Stadtgebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, 
wenn der Wasserzähler nicht messrichtig funktioniert. 
  
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem 
Grundstück anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar 
nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der 
Wasserschwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Die oder der 
Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine 
auf ihre oder seine Kosten durch eine Fachfirma eingebaute, messrichtig 
funktionierende und geeignete Messeinrichtung in Anlehnung an das Mess- 
und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu führen: 
  
1: Abwasser-Messeinrichtung 
  
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in 
regelmäßigen Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist 
nach den Hersteller-Angaben durchzuführen und der Stadt nachzuweisen, 
um die ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu 
dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine 
Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
  
2: Wasserzähler 



  
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch 
nicht möglich oder der oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so 
hat er den Nachweis durch einen auf ihre oder seine Kosten eingebauten, 
messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der 
Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, 
Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen 
neuen geeichten Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung der 
Herstellerin oder des Herstellers ersetzt werden. Aus der 
Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler 
messrichtig funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion 
sowie Eichung des Wasserzählers obliegt der oder dem 
Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine 
Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. Der Wasserzähler ist fest 
im Gebäude zu installieren. Wasserzähler, die lediglich auf einen 
Wasserhahn aufgeschraubt wurden, gelten nicht als Wasserzähler im Sinne 
dieser Vorschrift. 
  
3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
  
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der 
Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder der oder dem 
Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat die oder der Gebührenpflichtige 
den Nachweis durch nachprüfbare 
Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere 
ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der 
gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß 
diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet 
sein, der Stadt eine zuverlässige Schätzung der auf dem Grundstück 
zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren 
Unterlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend 
gemachten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit die oder der 
Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine 
Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat sie oder er die 
gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom 
zeitlichen Ablauf vorher mit der Stadt abzustimmen. Die Kosten für das 
Gutachten trägt die oder der Gebührenpflichtige. 
  
Abwasser-Messeinrichtungen und Wasserzähler, die zum Nachweis von 
Wasserschwundmengen dienen sollen, sind vor Inbetriebnahme bei der 
Stadt Ahlen anzumelden. Nach erfolgter Anmeldung wird die Abwasser-
Messeinrichtung oder der Wasserzähler von einem Bediensteten der Stadt 
Ahlen vor Ort abgenommen. Nur Wasserschwundmengen, die nach 
erfolgter Abnahme gemessen werden, können in Abzug gebracht werden. 
  
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen 
schriftlichen Antrag bis zum 15.01. des nachfolgenden Jahres durch die oder 
den Gebührenpflichtigen bei der Stadt geltend zu machen. Nach Ablauf 



dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Wasserschwundmengen 
nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 15.01. des nachfolgenden Jahres 
auf einen Samstag oder Sonntag endet die Ausschlussfrist am 
darauffolgenden Montag. 
  
(6) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 2,55 €. 
  
§ 5 

Niederschlagswassergebühr 
  
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die 
Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder 
nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeindliche 
Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung 
liegt insbesondere vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flächen 
oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die gemeindliche 
Abwasseranlage gelangen kann.  Zu den bebauten und/oder befestigten 
Flächen zählen auch Gebäudeüberstände (z.B. Arkaden, Dachüberstände), 
die über die Grundstücksgrenze hinausgehen, aber für das betroffene 
Grundstück abflusswirksam sind. 
  
(2) Grundstücksflächen nach Absatz 1 werden in drei Klassen eingeteilt: 
  
Klasse 1: Wasserundurchlässige Flächen (insbesondere Asphalt, Beton, 
Pflaster, Verbundsteine, Normaldächer (Dächer, die keine Gründächer sind) 
  
Klasse 2: eingeschränkt wasserdurchlässige Flächen (insbesondere 
Schotter, Kies, Splitt, Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Porenpflaster, 
Betonpflaster mit Sickerfugen) 
  
Klasse 3: Gründächer (intensive und extensive Dachbegrünungen, 
Gesamtstärke mindestens d= 10 cm) und Flächen, die an eine nach DWA - 
A 138 bemessene Versickerungsanlage mit Notüberlauf an die 
Regenwasserkanalisation angeschlossen sind 
  
Die Nachweispflicht für die Einordnung der Grundstücksflächen in Klasse 2 
oder 3 liegt beim Gebührenpflichtigen. Bestehen Zweifel an der Einordnung 
der Flächen in die Klassen, hat die oder der Gebührenpflichtige die 
Zugehörigkeit der jeweiligen Flächen nach Aufforderung durch die Stadt auf 
seine Kosten durch Einholung eines geeigneten 
Sachverständigengutachtens zu belegen. 
  
Grundstücksflächen der Klasse 1 sind ohne Abzug gebührenpflichtig. 
Grundstücksflächen der Klasse 2 sind zu 80% gebührenpflichtig 
Grundstücksflächen der Klasse 3 sind zu 20% gebührenpflichtig. 
  
(3) (a) Wird erstmalig auf einem Grundstück eine abflußwirksame Fläche 



hergestellt oder die Größe oder Beschaffenheit der bebauten (überbauten) 
und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Fläche verändert, so hat 
der/die Grundstückseigentümer(in) dies der Stadt innerhalb eines Monates 
nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Mit der Änderungsanzeige hat 
die/der Grundstückseigentümer(in) geeignete Unterlagen vorzulegen, aus 
denen sich die Größe der bebauten und/oder befestigten 
Grundstücksflächen, die Versiegelungsart und die Abflusswirksamkeit 
dieser Flächen ergibt (Mitteilungspflicht). 
  
(b) Für den Fall, dass Unstimmigkeiten auffallen und/oder die/ der 
Eigentümer(in) der Mitteilungspflicht nicht nachkommt werden die 
bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten abflusswirksamen 
Flächen durch schriftliche Befragung der Eigentümer(in) der 
angeschlossenen Grundstücke, tatsächliche Feststellungen durch 
Beauftragte der Stadt vor Ort sowie Schätzung aufgrund vorliegender 
Unterlagen wie Luftbilder oder Bauvorlagen ermittelt. Soweit erforderlich, 
kann die Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen einfordern.  Der/Die 
Grundstückseigentümer(in) ist verpflichtet, zu einem von der Stadt Ahlen 
vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
versiegelten sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem/ihrem Grundstück 
Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob die Ausmaße und Eigenschaften 
der Flächen durch die Stadt Ahlen zutreffend ermittelt wurden 
(Auskunftspflicht).   
  
(c) Kommt der/die Grundstückseigentümer(in) seiner/Ihrer 
Auskunftspflicht nicht nach, geht die Stadt Ahlen von der Richtigkeit der 
ermittelten Ausmaße und Eigenschaften der Flächen aus und setzt nach 4 
Wochen die Niederschlagswassergebühr fest.   
  
(4) Die veränderte Größe oder Beschaffenheit der bebauten (überbauten) 
und/oder versiegelten sowie abflusswirksamen Fläche wird mit dem ersten 
Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige durch 
den/die Gebührenpflichtige(n) der Stadt zugegangen bzw. die Änderung bei 
der Stadt bekannt geworden ist.  
  
(5) Wenn der Gebührenpflichtige auf seinem Grundstück 
Niederschlagswasser, das von bebauten und/oder befestigten 
Grundstücksflächen abfließt, in einer Regenwassernutzungsanlage (z.B. 
einer Zisterne) oder einer Brauchwasseranlage sammelt, die mit einem 
(Not-) Überlauf an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind, 
werden auf Antrag des Gebührenpflichtigen nur 50 % der 
gebührenrelevanten Grundstücksflächen, die in die oben genannten 
Anlagen einleiten, für die Niederschlagswassergebühr veranlagt, wenn das 
Rückhaltevolumen der Anlage: 
 
a) größer als 30 l Niederschlagswasser pro qm der bebauten und/oder 
befestigten Grundstücksflächen ist und 
  



b) mindestens 3 Kubikmeter insgesamt beträgt. 
  
Befinden sich auf dem Grundstück des Gebührenpflichtigen mehrere 
Anlagen, sind deren einzelne Speichervolumina zur Berechnung des 
erforderlichen Mindestvolumens zu addieren.                           
  
(6) Die Niederschlagswassergebühr für jeden Quadratmeter bebauter 
und/oder befestigter Fläche i. S. d. Abs. 1  beträgt 0,60 €. 
  
(7) Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt 
(z.B. Planung und ausreichende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), 
zur verursachergerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und 
zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. 
Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit 
verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu 
dulden. 
  
§ 5 a 

Gebühr für Grund-, Drainage- und Kühlwassereinleitung: 
  
(1) Die Gebühr für die Einleitung von Grund-, Drainage- und Kühlwasser 
bemisst sich auf der Grundlage der eingeleiteten Wassermenge, die in die 
öffentliche Abwasseranlage gelangt. 
  
(2) Bei der Einleitung von Grund-, Drainage- und Kühlwasser hat der 
Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten 
eingebauten und geeichten Wasserzähler zu führen. Den Nachweis über den 
ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen 
Wasserzählers nicht zumutbar, so ist das Abwasserwerk berechtigt, die aus 
diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z. B. auf der 
Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten 
Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie 
Betriebsstunden der Wasserpumpe). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert. 
  
(3) Kann aufgrund der Belastung des Grund-, Drainage- oder Kühlwassers 
nur eine Einstufung als Schmutzwasser erfolgen, wird der Gebührensatz 
gemäß § 4 Abs. 6 angesetzt. 
  
(4) Erlaubt die Belastung des Grund-, Drainage- oder Kühlwassers die 
Einstufung als Niederschlagswasser, wird der Gebührensatz auf 
Kubikmeter-Basis in Verbindung mit der durchschnittlichen 
Jahresniederschlagsmenge von 790 mm und der 
Niederschlagswassergebühr gemäß § 5 Abs. 6 ermittelt. 
 
(5) Die Gebühr im Sinne des Abs. 4 beträgt 0,77 €/m³. 



 
§ 6 
Kleineinleiterabgabe 

 
(1) Die Kleineinleiterabgabe i.S. des § 2 Abs. 2 wird nach der Zahl der 
Bewohner des Grundstücks, die am 01.01. des Erhebungszeitraums dort 
ihre Hauptwohnung haben, festgesetzt. Eine dauernde Abwesenheit oder 
sonstige besondere Verhältnisse sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Abgabenbescheides (Ausschlussfrist) geltend zu machen.  
 
(2) Die Kleineinleiterabgabe beträgt je Bewohner: 23,01 €. 
 
§ 7 
Beginn und Ende der Gebühren- und Abgabepflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den 
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Bei 
Änderung des Anschlusses gilt dies entsprechend. Erhebungszeitraum ist 
das Kalenderjahr und bei Entstehung der Gebührenpflicht während eines 
Kalenderjahres der Restteil des Jahres.   
 

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, 
beginnt die Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
 

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die 
Abwasseranlage. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird 
die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die 
Veränderung erfolgt. 
 

(4) Die Verpflichtung zur Leistung der Kleineinleiterabgabe beginnt mit dem 
Ersten des Monats, der auf den Zeitpunkt der Aufnahme der Einleitung folgt, 
frühestens mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. 
 
(5) Die Gebührenpflicht für die Kleineinleiterabgabe endet nach dem Wegfall 
der Kleineinleitung ab dem darauffolgenden Monat. 
 
§ 8 
Gebührenpflichtige und Abgabepflichtige 

 
(1) Gebühren- bzw. abgabepflichtig sind: 
a) die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer und 
Eigentümergemeinschaften; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch die 
oder der Erbbauberechtigte, 
b) die Nießbraucherin oder der Nießbraucher die- oder derjenige, die oder 
der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist, 
c) die Straßenbaulastträgerin oder der Straßenbaulastträger für die 
Straßenoberflächenentwässerung.  Mehrere Gebührenpflichtige bzw. 
Abgabepflichtige haften als GesamtschuldnerInnen.  



 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist die neue 
Grundstückseigentümerin oder der neue Grundstückseigentümer vom 
Beginn des Monats an gebühren- bzw. abgabepflichtig, der dem Monat der 
Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebühren- bzw. 
Abgabepflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel 
hat die oder der bisherige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige der Stadt 
innerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen.  
 
(3) Die Gebühren- und Abgabepflichtigen haben alle für die Berechnung der 
Gebühren und Abgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie der Stadt 
die erforderlichen Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben ferner zu 
dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die 
Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen.   
 
(4) Werden eigene Wasserversorgungsanlagen in Betrieb genommen und 
entstehen daraus Abwässer, die in das Kanalnetz eingeleitet werden, so sind 
die Abgabepflichtigen vor Inbetriebnahme der Anlage zur Anmeldung 
verpflichtet. 
 
§ 9  

Abschlagszahlungen und Fälligkeit  
 

(1) Die Stadt erhebt Abschlagszahlungen gemäß Absatz 5 in Höhe  des 
Betrages, der sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergeben hat. Ist eine 
solche Berechnung nicht möglich, bemessen sich die Abschlagszahlungen 
nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Haushaltungen und 
Betriebe. 
 
(2) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen 
bemessen wurden, so wird der übersteigende Betrag erstattet bzw. 
verrechnet. Wurden Abschlagszahlungen zu gering bemessen, wird der 
fehlende Betrag bei der Abrechnung nach erhoben. Nach der Beendigung 
des Benutzungsverhältnisses werden zuviel gezahlte Abschläge erstattet.  
 
(3) Werden im Laufe des Jahres wesentliche Abweichungen gegenüber der 
Jahresabwassermenge des Vorjahres festgestellt, kann die Höhe der 
Abschlagszahlungen entsprechend der Änderung neu festgesetzt werden. 
 
(4) Die Benutzungsgebühr und die Kleineinleiterabgabe werden mit einem 
Abgabenbescheid festgesetzt. Dieser Bescheid kann mit dem Bescheid über 
andere städtische Abgaben verbunden werden. 
 
(5) Die Abschlagszahlungen werden wie folgt erhoben: 
 
a) zu je einem Viertel des Jahresbetrages am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11., wenn die Gebühr 30,00 € übersteigt, 
b) zu je einer Hälfte des Jahresbetrages am 15.02. und am 15.08., wenn 



dieser 30,00 € nicht übersteigt, 
c) am 15.08. mit dem Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 € nicht übersteigt. 
 
Wird die Gebühr mit anderen Abgaben zusammen erhoben, gelten 
vorstehende Fälligkeitstermine unter Berücksichtigung aller 
Abgabenbeträge. 
 
(6) Auf Antrag des Gebühren- bzw. Abgabepflichtigen kann die Gebühr 
abweichend am 01.07. in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag 
muss spätestens bis zum 30.09. des Kalenderjahres für das folgende 
Kalenderjahr gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt solange 
maßgebend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss 
spätestens bis zum 30.09. des Jahres für das Folgejahr beantragt werden. 
 
(7) Die Jahresabschlusszahlung wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig. Gibt jedoch der Gebührenbescheid einen 
anderen Fälligkeitstag an, so gilt dieser. 
 
§ 10 

Verwaltungshelfer  
 

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und 
Vorauszahlungen der Hilfe der zuständigen Wasserversorgerin oder des 
zuständigen Wasserversorgers oder einer oder eines anderen von ihr 
beauftragten Dritten zu bedienen. 
 
§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen, 
 
a) § 8 Abs.3 die für die Berechnung der Gebühren und Abgaben 
erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder Daten und Unterlagen nicht 
überlässt;  
b) § 8 Abs. 3 nicht duldet, dass Beauftragte der Stadt Ahlen das Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen;  
c) § 8 Abs. 4 in Betrieb genommene eigene Wasserversorgungsanlagen, 
durch die Abwässer entstehen, die in das Kanalnetz eingeleitet werden, 
nicht anmeldet. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro 
geahndet werden. 
 
§ 12 

Kostenersatz für Grundstücksanschlussleitungen 
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung sowie die Kosten für die Unterhaltung einer 



Grundstücksanschlussleitung an die gemeindliche Abwasseranlage sind der 
Stadt nach § 10 Abs. 1 KAG NRW zu ersetzen.  
 
(1) Der Ersatzanspruch entsteht auch für Pumpstationen bei 
Druckentwässerungssystemen. 
 
(1) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von dem 
öffentlichen Hauptkanal (der öffentlichen Sammelleitung) in der öffentlichen 
Straße bis zur privaten Grundstücksgrenze. 
 
§ 13 
Ermittlung des Ersatzanspruchs    

 
Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung und Veränderung 
wird auf der Grundlage der tatsächlichen entstandenen Kosten 
abgerechnet. Erhält ein Grundstück mehrere Anschlussleitungen, so wird 
der Ersatzanspruch für jede Leitung berechnet. 
 
§ 14 

Entstehung des Ersatzanspruchs 
 

Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung der 
Grundstücksanschlussleitung, im Übrigen mit der Beendigung der 
Maßnahme.    
 
§ 15 

Ersatzpflichtige 

 
(1) Ersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Kostenersatzbescheides Eigentümerin oder Eigentümer des Grundstücks 
ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist auch die oder 
der Erbbauberechtigte ersatzpflichtig. 
 
(2) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(3) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Anschlussleitung, so 
haften die Grundstückseigentümerinnen oder Grundstückseigentümer bzw. 
die Erbbauberechtigten als Gesamtschuldner.    
 
§ 16 

Fälligkeit des Ersatzanspruchs 
 

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Heranziehungsbescheides fällig. 
 
§ 17 

Auskunftspflichten 
 



(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung 
der Beiträge und Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten 
und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der 
Stadt das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 
festzustellen oder zu überprüfen.    
 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen 
nicht zu erlangen, so kann die Stadt die für die Berechnung maßgebenden 
Merkmale unter Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder 
durch eine anerkannte Sachverständige oder einen anerkannten 
Sachverständigen auf Kosten der oder des Beitrags- und 
Gebührenpflichtigen schätzen lassen. 
 
(3) Die vorstehenden Absätze gelten für den Kostenersatzpflichtigen 
entsprechend.  
 
§ 18 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, 
insbesondere nicht beabsichtigte Härten, so können die Abwassergebühren 
und der Kostenersatz gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder erlassen 
werden.  
 
§ 19 

Zwangsmittel 
 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen 
gegen diese Satzung richtet sich nach den Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 
 

§ 20  
Rechtsmittel 
 
Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den 
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung. 
 

§ 21 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung vom 19.12.2007 außer Kraft 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 



nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 
Dr. Alexander Berger 
Bürgermeister 
 



2.2.4.1 leichtflüchtige, halogenierte Kohlenwasserstoffe: 0,1 mg/l 
 

Anlage 1 zur Entwässerungssatzung 
Grenzwerte 

Einleitungsbeschränkungen für Abwasser nach § 7 Abs. 3 der Entwässerungssatzung 
 

 
 
 
 

Zur Messung der Grenzwerte sind die jeweils gültigen Deutschen Einheitsverfahren (DEV) oder DIN‐ 

Normen anzuwenden. 
 
 
 
 

 
1. Allgemeine Parameter 

 
1.1 Temperatur: bis 35°C 

 
1.2 pH‐Wert: 6,5 – 10 

 
1.3 absetzbare Stoffe: (soweit nicht bereits durch § 

6 Abs. 4 ausgeschlossen) In besonderen Fällen: 
10 ml/l 

nach 0,5 h Absetzzeit 

1 ml/l 

 
2. Grenzwerte für besondere Parameter Wenn die zu § 57 WHG 

ergangenen Verwaltungsvorschriften des Bundes für Abwasser aus den in der 
Abwasserherkunftsverordnung genannten Bereichen Anforderungen nach dem 
Stand der Technik stellen, gelten diese an Stelle der hier genannten 
Grenzwerte. 

 
2.1 verseifbare Öle und Fette als Petrolätherextrakt: 100 mg/l 

 
2.2 Kohlenwasserstoffe: 

 
2.2.1 direkt abscheidbar: 50 mg/l 

DIN EN ISO 9377‐2 – H 
53 beachten 

 
2.2.2 gesamt (DIN EN ISO 9377‐2): 20 mg/l 

 
2.2.3 organische halogenfreie Lösemittel:  Mit Wasser ganz oder 

teilweise mischbar und 
biologisch abbaubar 

bestimmt als TOC 
entsprechend 

spezieller Festlegung, 
jedoch Richtwert nicht 

größer als er der 
Löslichkeit entspricht 

oder als 5 g/l 
 

2.2.4 halogenierte Kohlenwasserstoffe: 
(Berechnet als organisch gebundenes Halogen, AOX) 

1 mg/l 



 
 

(Summe Trichlorathan, Trichlorethen, 1.1.1 Trichlorethan, Dichlormethan 
berechnet als organisch gebundenes Chlor) 

 
2.2.4.2 BTX: 50 µg/l 

 
2.3 halogenfreie Phenole: 

(Berechnet als C6H5OH) 

100 mg/l 

 

2.4 Anorganische Stoffe: 
 

2.4.1 Anionen:  
Sulfat: 
Phosphat: 
Fluorid: 
Cyanid, leicht freisetzbar: 
Cyanid, gesamt: 
Nitrit: 
Sulfid: 
Freies Chlor: 

 
(SO4) 
(PO4) 
(F) 
(CN) 
(CN) 
(NO2) 
(S) 
(Cl2) 

 
600 mg/l 

50 mg/l 
50 mg/l 

0,2 mg/l 
1 mg/l 

10 mg/l 
2 mg/l* 

0,5 mg/l 

 
2.4.2 Ammonium: 

und Ammoniak: 
(NH4) 
(NH3) 

100 mg/l* 

 
2.4.3 Kationen:  

Arsen: 
Barium: 
Blei: 
Chrom gesamt: 
davon Chromat: 
Kupfer: 
Nickel: 
Selen: 
Zink: 
Silber: 
Zinn: 
Cadmium ges.: 
Quecksilber: 

 
(As) 
(Ba) 
(Pb) 
(Cr) 
(Cr‐VI) 
(Cu) 
(Ni) 
(Se) 
(Zn) 
(Ag) 
(Sn) 
(Cd) 
(Hg) 

 
0,1 mg/l 

2 mg/l 
0,5 mg/l 
0,5 mg/l 
0,1 mg/l 

1 mg/1 
0,5 mg/l 

1 mg/l 
2 mg/l 
1 mg/l 
2 mg/l 

0,1 mg/l** 
0,05 mg/l** 



 

 
3. Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe: 

Nur in so geringer Konzentration und Fracht, dass keine anaeroben Verhältnisse in den 
öffentlichen Abwasseranlagen auftreten. 

 
4. Farbstoffe: 

Nur in so geringer Konzentration, dass der Ablauf des mechanischen Teiles der 
Abwasserreinigungsanlagen der Klärwerke sichtbar nicht gefärbt ist. 

 
5. Gase: 

Die Ableitung von Abwasser, das z. B. Kohlensäure, Schwefelwasserstoff, Schwefel‐dioxyd, 
usw. in schädlichen Konzentrationen enthalten oder erzeugen kann, ist verboten. 
Entsprechendes gilt z. B. bei Reaktionen von Säuren mit Sulfiden und Hypochloriten. 

 
6. Geruch: 

 

Durch das Ableiten von Abwasser darf kein belästigender Geruch in der Kanalisation auftreten. 
 

 

 

* Mit Ausnahme der Einleitung aus der dezentralen Abwasseranlage. 

 
** Wird mit Quecksilber‐ oder Cadmiumverbindungen gearbeitet, die in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangen können, ist eine 

gesonderte Vorbehandlung der belasteten Teilströme erforderlich. Diese Werte gelten für den Ablauf dieser Teilstrombehandlung. 

 
 
Eine Abweichung von den Grenzwertfestsetzungen, insbesondere durch höhere 
Anforderungen und Schmutzfrachtbegrenzungen, sowie die Grenzwerte nach CSB und BSB5 

werden im Einzelfall durch die Stadt festgesetzt. 



Bekanntmachung der Satzung vom 08.11.2021 
zur 1. Änderung der Friedhofssatzung der Stadt Ahlen vom 

08.04.2019 
   
Aufgrund § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen NRW 
(Bestattungsgesetz) vom 17.06.2003 (GV NRW S. 313 / SGV NRW 2127) 
und § 7 Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung 
NRW vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023) in den zurzeit 
geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Ahlen in seiner Sitzung am 
04.11.2021 folgende Änderungen / Ergänzungen der Friedhofssatzung der 
Stadt Ahlen vom 08. April 2019 beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 16 Erdwahlgrabstätten 
 
1. Absatz 1 
Die Verweisung in Absatz 1 Satz 2 „…Ausnahmen gemäß Absatz 8 sind 
zulässig.“ wird geändert in „…Ausnahmen gemäß Absatz 9 sind zulässig.“ 
 
2. Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: 
„Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes sollen die Erwerber*innen 
für den Fall ihres Ablebens eine*n Nachfolger*in im Nutzungsrecht 
bestimmen und ihr/ihm das Nutzungsrecht schriftlich übertragen. Wird bis 
zum Ableben keine solche Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in 
nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen der/des verstorbenen 
Nutzungsberechtigten über: 
a) Ehegattin/Ehegatte bzw. Lebenspartner*in nach dem Gesetz über die 

eingetragene Lebenspartnerschaft, 
b) Kinder, 
c) Stiefkinder, 
d) Enkelinder, 
e) Eltern, 
f) Geschwister, 
g) Stiefgeschwister, 
h) nicht unter Buchstabe a) bis g) fallende Erben, 
i) Partner*in in einer eheähnlichen Gemeinschaft. 
 
Sofern keine der vorgenannten Personen binnen eines Jahres nach dem 
Ableben der/des bisherigen Nutzungsberechtigten die Zustimmung zur 
Übernahme des Nutzungsrechts gegenüber der Friedhofsverwaltung 
erklärt, so erlischt das Nutzungsrecht.“ 
 
3. Absatz 6 
Die Verweisung auf Absatz 4 Satz 3 wird geändert auf „Absatz 5, Satz 2“. 
 
4. Absatz 9 wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 



„Gleiches gilt für Reihengräber in den von der Interessengemeinschaft 
Ahlener Friedhöfe (IGAF) betreuten Gemeinschaftsgrabanlagen. Da 
aufgrund der begrenzten Fläche eine Wahl der Grabstelle nicht möglich ist 
und die Belegung daher der Reihe nach erfolgt (Reihengräber), besteht in 
den von der IGAF betreuten Gemeinschaftsgrabanlagen die Möglichkeit, 
direkt neben der beigesetzten Person ein Reihengrab für die Dauer von zehn 
Jahren schon zu Lebzeiten zu reservieren. In diesem besonderen Fall gilt 
dies unabhängig von der Bestattungsform (Erdbestattung / 
Urnenbeisetzung.)“ 
 
Artikel 2 
 
§ 17 Urnengrabstätten 
 
§ 17 wird um folgenden Absatz 10 ergänzt: 
„Größe, Form, Farbe und Aufschrift auf den Namensschildern an den 
Gedenkstelen der Grabfelder für anonyme Urnenbeisetzungen sind 
einheitlich: Größe 8 x 4 cm, schwarzes Aluminium, goldene Schrift, zwei- 
bis dreizeilig, Vorname, Name, Geburts- und Sterbedatum. Eine individuelle 
Gestaltung ist nicht zulässig.“ 
 
Artikel 3 
 
§ 26 Herrichtung und Unterhaltung 
 
§ 26 Abs. 8 wird wie folgt neu gefasst: 
„Bei einer Einziehung nach Absatz 7 oder der vorzeitigen Aufgabe eines 
Grabes durch freiwillige Erklärung gegenüber der Stadt Ahlen trägt der/die 
Verantwortliche nach Absatz 1 die Mehrkosten für die allgemeine Pflege der 
öffentlichen Friedhofsanlage bis zum Ablauf der Nutzungsdauer der 
Grabstelle. Näheres ist in der Gebührensatzung zur Friedhofssatzung 
geregelt.“ 
 
Artikel 4 
 
§ 33 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 



a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 
Dr. Alexander Berger 
Bürgermeister 
 



Bekanntmachung der Satzung über die Entsorgung von 

Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose 
Gruben) vom 08.11.2021 

  
Aufgrund 
  
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. 
NRW. 2020, S. 916) in der jeweils geltenden Fassung, 
  
- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, S. 1699 ff.), 
in der jeweils geltenden Fassung, 
  
- des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 25.06.1995 
(GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff., ber. 
GV. NRW. 2021, S. 718), in der jeweils geltenden Fassung, 
  
- der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw – GV. NRW., 
S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des Landeswasserrechts 
vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.), in der jeweils geltenden 
Fassung sowie 
  
- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, 
S. 602), zuletzt geändert durch Art. 9 a des Gesetzes vom 30.03.2021 
(BGBl. I 2021, S. 448), in der jeweils geltenden Fassung;  
  
hat der Rat der Stadt Ahlen am 04.11.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 

Allgemeines 
  
(1) Die Stadt betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung des Inhaltes der 
Grundstücksentwässerungsanlagen als öffentliche Einrichtung. Diese bildet 
eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.  
  
(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind 
abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen für Schmutzwasser im Sinne des 
§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG. Betreiberin oder Betreiber der 
Grundstücksentwässerungsanlage ist die Grundstückseigentümerin oder 
der Grundstückseigentümer. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist 
gemäß § 60 WHG und § 56 LWG NRW nach den jeweils in Betracht 
kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten. 
  



(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie Abfuhr und 
Behandlung der Anlageninhalte. Zur Durchführung der Entsorgung kann 
sich die Stadt Dritter als Erfüllungsgehilfen bedienen.  
  
§ 2 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

  
(1) Jede Eigentümerin oder jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt 
liegenden Grundstückes ist als Nutzungsberechtige/Nutzungsberechtiger 
des Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt die 
Entsorgung einer Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme 
des Inhaltes zu verlangen (Anschluss- und Benutzungsrecht). 
  
(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen von der 
Entleerung ausgeschlossen, bei denen die Pflicht zum Abfahren und 
Aufbereiten des anfallenden Klärschlammes auf Antrag der Stadt von der 
zuständigen Behörde gemäß § 49 Abs. 5 Satz 2 LWG NRW auf die 
Nutzungsberechtige oder den Nutzungsberechtigten des Grundstücks 
übertragen worden ist. 
  
§ 3 
Begrenzung des Benutzungsrechtes 

  
(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser 
ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe, 
  
1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter verletzt oder Geräte und Fahrzeuge in ihrer Funktion 
beeinträchtigt oder 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährdet 
oder gesundheitlich beeinträchtigt oder 
3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren 
Betrieb, die Funktionsfähigkeit oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, 
verteuert oder behindert oder 
4.  die Klärschlammbehandlung,-beseitigung oder -verwertung 
beeinträchtigt oder verteuert oder  
5.  die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so erheblich stört, dass 
dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht 
eingehalten werden können. 
  
(2)  Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, 
Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen. 
  
§ 4 
Anschluss- und Benutzungszwang 

  
(1) Jede anschlussberechtigte Grundstückseigentümerin oder jeder 



anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist als 
Nutzungsberechtige/Nutzungsberechtiger des Grundstücks im Sinne des § 
48 LWG NRW verpflichtet, die Entsorgung der 
Grundstücksentwässerungsanlage ausschließlich durch die Stadt 
zuzulassen und den zu entsorgenden Inhalt der Stadt zu überlassen 
(Anschluss- und Benutzungszwang). 
  
(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in 
landwirtschaftlichen Betrieben anfallende häusliche Abwasser.  
  
(3) Die Stadt kann im Einzelfall die Grundstückseigentümerin oder den 
Grundstückseigentümer für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende 
Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang befreien, wenn 
die Voraussetzungen des § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW vorliegen oder 
die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 Abs. 5 Satz 2 LWG NRW 
gegeben sind. Hierzu muss die Grundstückseigentümerin oder der 
Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der 
pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich  oder gärtnerisch genutzten Böden ohne 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den 
wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und 
immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht wird. Der 
Nachweis ist erbracht, wenn die Landwirtin oder der Landwirt eine 
wasserrechtliche, abfallrechtliche, naturschutzrechtliche und 
immissionsschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung der 
zuständigen Behörden vorlegt.  
  
§ 5 
Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der 

Grundstücksentwässerungsanlage 
  
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Zuwegung sind so zu 
bauen, dass die Stadt oder die von ihr beauftragten Dritten mit 
Entsorgungsfahrzeugen die Entleerung durchführen können. Die 
Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zugänglich sein, der Deckel 
muss durch eine Person zu öffnen sein. 
  
(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer hat 
Mängel im Sinne des Abs. 1 nach Aufforderung der Stadt zu beseitigen und 
die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen Zustand 
zu bringen. 
  
§ 6 
Durchführung der Entsorgung 

  
(1) Der Inhalt von Kleinkläranlagen ist bei einem Abfuhrbedarf, mindestens 
jedoch im zweijährigen Abstand zu entsorgen. Ein Abfuhrbedarf ist dann 
gegeben, wenn der Schlammspeicher der Kleinkläranlage mindestens zu 50 



% gefüllt ist. Das Nichtvorliegen eines Abfuhrbedarfes ist durch die 
Grundstückseigentümerin oder den Grundstückseigentümer gegenüber der 
Stadt durch Wartungsprotokoll (mit einer integrierten Schlammspiegel-
Messung) mit einer von ihr oder ihm beauftragten Wartungsfirma 
nachzuweisen. Liegt ein Abfuhrbedarf nachweisbar nicht vor, so wird die 
Abfuhr grundsätzlich um ein Jahr verschoben. Nach Ablauf dieses Jahres 
wird durch die Stadt erneut geprüft, ob ein Abfuhrbedarf besteht. Für diese 
Prüfung hat die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer 
der Stadt erneut ein aktuelles Wartungsprotokoll (mit integrierter 
Schlammspiegel-Messung) vorzulegen. Darüber hinaus hat die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer die Entleerung 
des Inhaltes der Kleinkläranlage rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu 
beantragen. 
  
(2) Abflusslose Gruben sind bei einem Abfuhrbedarf, mindestens aber 
einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn die abflusslose 
Grube bis 50 % des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Ist die 
abflusslose Grube mit einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage 
ausgerüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 80 
% des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer hat die 
Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen.  
  
(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsorgungsplans kann 
die Stadt den Inhalt der Grundstücksentwässerungsanlage entsorgen, wenn 
besondere Umstände eine Entsorgung erfordern oder die Voraussetzungen 
für eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Entsorgung unterbleibt. 
  
(4) Die Stadt bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie die Art und Weise der 
Entsorgung. 
  
(5) Zum Entsorgungstermin hat die Grundstückseigentümerin oder der 
Grundstückseigentümer unter Beachtung der Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieser 
Satzung die Grundstücksentwässerungsanlage freizulegen und die Zufahrt 
zu gewährleisten.  
  
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Entleerung unter 
Beachtung der Betriebsanleitung, den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen. 
  
(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum der Stadt 
über. Die Stadt ist nicht verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen 
zu suchen oder suchen zu lassen. Werden Wertgegenstände gefunden, sind 
sie als Fundsache zu behandeln. 
  
§ 7 

Anmeldung und Auskunftspflicht 
  



(1) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer hat der 
Stadt das Vorhandensein von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben 
anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer derartigen Anlage vorhandenen 
baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 
  
(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, über § 7 dieser Satzung hinaus der Stadt alle zur Durchführung 
dieser Satzung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
  
(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so sind sowohl die 
bisherige oder der bisherige als auch die neue Eigentümerin oder der neue 
Eigentümer verpflichtet, die Stadt unverzüglich schriftlich zu 
benachrichtigen. 
 
§ 8 
Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen und 

Betretungsrecht 
  
(1) Die Stadt hat gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW die Pflicht, den 
Klärschlamm aus Kleinkläranlagen sowie gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
LWG NRW das Abwasser aus abflusslosen Gruben zu entsorgen. Die Stadt 
kann hierzu auch Dritte beauftragen (§ 56 Satz 3 WHG). Den Bediensteten 
sowie den Beauftragten der Stadt ist gemäß § 98 Abs. 1 LWG NRW zur 
Prüfung der Einhaltung der Vorschriften dieser Satzung, ungehinderter 
Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des Grundstücks und der 
Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. Die Beauftragten haben 
sich auf Verlangen durch einen von der Gemeinde ausgestellten 
Dienstausweis auszuweisen. 
  
(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer hat das 
Betreten und Befahren ihres oder seines Grundstücks zum Zwecke der 
Entsorgung gemäß § 98 LWG NRW zu dulden. 
  
§ 9 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, 
die Schmutzwasser den Grundstücksentwässerungsanlagen 

zuleiten 
  
(1) Für die Zustands- und Funktionspüfung bei privaten Abwasserleitungen, 
die Schmutzwasser privaten Grundstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlage, abflusslose Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw NRW). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW 
so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderungen 
an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die 
ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG 
NRW gegenüber der Gemeinde. 



  
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen 
dürfen nur durch anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 
durchgeführt werden. 
  
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugänglich 
verlegte private Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser 
einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der 
Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Einsteigschächte 
oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht 
sind nach § 7 Satz 2 SüwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die der alleinigen 
Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten 
Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und 
erkannt wird. 
  
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und 
Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt 
sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW. Nach § 8 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW 2020  hat die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks bzw. 
nach § 8 Abs. 7 SüwVO Abw NRW die oder der Erbbauberechtigte private 
Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder 
nach ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand und 
Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für 
bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis 
Abs. 5 SüwVO Abw NRW 2020. Legt die Gemeinde darüber hinaus durch 
gesonderte Satzung gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen 
fest, so werden die betroffenen Grundstückseigentümerinnen oder 
Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Gemeinde 
hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und 
Beratungspflicht (§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, 
wenn die Gemeinde Satzungen nach altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 
2 LWG NRW fortführt. 
  
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen gemäß § 9 Abs. 1 SüwVO 
Abw NRW nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt 
werden.  
  
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- 
und Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO 
Abw NRW zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 
2 Satz 2 SüwVO Abw NRW genannten Anlagen beizufügen. Diese 
Bescheinigung nebst Anlagen ist der Gemeinde durch die 
Grundstückseigentümerin oder den Grundstückseigentümer oder die oder 
den Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 6 SüwVO Abw NRW) 
unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, damit eine 
zeitnahe Hilfestellung durch die Gemeinde erfolgen kann.  



  
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und 
Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw 
NRW keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den 
zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entsprochen haben. 
  
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich 
grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche 
Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
kann die Gemeinde gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW nach 
pflichtgemäßen Ermessen im Einzelfall entscheiden. 
  
§ 10 
Haftung 

  
(1) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer haftet 
für Schäden in Folge mangelhaften Zustandes oder unsachgemäßer 
Benutzung ihrer oder seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder 
Zuwegung. In gleichem Umfang hat sie oder er die Stadt von 
Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden. 
  
(2) Kommt die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer 
ihren oder seinen Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht oder nicht 
ausreichend nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist sie oder 
er zum Ersatz verpflichtet. 
  
(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt 
nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden, hat die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer keinen 
Anspruch auf Schadensersatz oder Ermäßigung der Benutzungsgebühr. Im 
Übrigen haftet die Stadt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.  
  
§ 11 

Benutzungsgebühren 
  
(1) Die Stadt erhebt für die Inanspruchnahme der Einrichtungen zur 
Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen Benutzungsgebühren 
nach Maßgabe des KAG NRW und den Bestimmungen dieser Satzung. 
  
(2) Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die festgestellte Menge des 
abgefahrenen Grubeninhaltes. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das 
Absaugen etwa erforderliche Spülwasser. Als Berechnungseinheit gilt der 
Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhaltes, gemessen an der 
Messeinrichtung des Entsorgungsfahrzeuges. 
  
(3) Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden Grubeninhaltes 
zu ermitteln. Der ermittelte Wert soll von der Grundstückseigentümerin 



oder dem Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten bestätigt 
werden. 
  
(4)  Die Gebührenpflicht entsteht mit der Abfuhr, im Falle des § 12 Abs. 2 
mit der vergeblichen   Anfahrt. 
  
(5) Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entsorgung Eigentümerin / 
Eigentümer der zu entsorgenden Grundstücksentwässerungsanlage ist. 
  
(6) Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird der / 
dem  Gebührenpflichtigen durch einen Gebührenbescheid bekanntgegeben. 
Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des  Bescheides fällig. 
 
§ 12 

Gebührensätze 
  
(1) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt: 
  
a) bei Kleinkläranlagen 53,48 € je Kubikmeter abgefahrenen 
Grubeninhaltes, 
b) bei abflusslosen Gruben 32,19 € je Kubikmeter abgefahrenen 
Grubeninhaltes. 
  
(2) Die Zulage für Einzelentsorgungen in Not- und Dringlichkeitsfällen 
beträgt 251,40 €. 
  
§ 13 
Berechtigte und Verpflichtete 

  
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümerin oder den 
Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten als 
Nutzungsberechtige/Nutzungsberechtiger des Grundstücks im Sinne des § 
48 LWG NRW gelten entsprechend auch für Wohnungseigentümerinnen 
oder Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 
8 und 9 ergebenden Pflichten gelten auch für jede schuldrechtlich zur 
Nutzung Berechtigte oder jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten 
als Nutzungsberechtige/Nutzungsberechtiger des Grundstücks im Sinne des 
§ 48 LWG NRW, soweit die Pflichten nicht unmittebar an die 
Grundstückseigentümerin bzw. den Grundstückseigentümer gerichtet sind. 
  
§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

  
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
  
a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 entspricht, 



b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht 
benutzt, 
c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderungen des § 5 
Abs. 1 betreibt und unterhält oder einer Aufforderung der Stadt nach § 5 
Abs. 2 zur Beseitigung der Mängel nicht nachkommt, 
d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht oder nicht rechtzeitig 
beantragt, 
e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht freilegt 
oder die Zufahrt nicht gewährleistet, 
f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht wieder 
in Betrieb nimmt, 
g) seinen Auskunfts- und Mitteilungspflichten nach § 7 nicht nachkommt, 
h) entgegen § 8 Abs. 1 den Zutritt nicht gewährt, 
i) entgegen § 8 Abs. 2 das Betreten und Befahren seines Grundstücks nicht 
duldet. 
j) entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung über das Ergebnis der 
Zustands- und Funktionsprüfung nicht vorlegt. 
  
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
geahndet werden (§ 123 Abs. 4 LWG NRW). 
  
§ 15 
Begriff des Grundstücks 

  
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im 
Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige 
wirtschaftliche Einheit bildet. 
  
§ 16 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit dem 01.1.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 12.09.2008 in der Fassung der 12. Änderungssatzung vom 02.11.2020 
außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 



d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 
Dr. Alexander Berger 
Bürgermeister 
 



B E K A N N T M A C H U N G 
 

der Stadt Ahlen  
 

 

Herr Rene Achten, wohnhaft Mittelstraße 12, 59227 Ahlen, scheidet mit 

Ablauf des 31.12.2021 aus dem Rat der Stadt Ahlen aus.  
 

Nach § 45 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes NRW tritt an seine Stelle  
 

Herr Ludger Diekmann, wohnhaft Bergeickeler Weg 15,  
59227 Ahlen. 

 
Nach § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes NRW stelle ich hiermit 

Herrn Ludger Diekmann als Nachfolger fest.  
 

Gegen die Gültigkeit dieser Ersatzbestimmung kann innerhalb eines 
Monats nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung bei dem 

unterzeichnenden Wahlleiter Einspruch erhoben werden. 

 
Einspruchsberechtigt sind jeder Wahlberechtigte der Stadt Ahlen und die 

für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen solcher Parteien und 
Wählergruppen, die an der Kommunalwahl 2020 teilgenommen haben. 

 
Diese Bekanntmachung erfolgt gem. § 65 der Kommunalwahlordnung.  

 
 

 
59227 Ahlen, den 12. November 2021 

 
 

 
 

 

 
 

_______gez._______ 
Dr. Alexander Berger 
 
 
 
 
 
 
  



Bekanntmachung der Entwässerungssatzung der Stadt Ahlen vom 

08.11.2021 
 
Aufgrund 

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. 
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. 2020, S. 916) in der jeweils 
geltenden Fassung, 

- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 
2585 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.06.2021 (BGBl. I 
2021, S. 1699 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, 

- des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 
25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV 
NRW 2021, S. 560 ff., ber. GV NRW 2021, S. 718), in der jeweils 
geltenden Fassung, 

- der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw – GV. 
NRW., S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.), in 
der jeweils geltenden Fassung sowie 

- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 
1997, S. 602), zuletzt geändert durch Art. 9 a des Gesetzes vom 
30.03.2021 (BGBl. I 2021, S. 448) in der jeweils gültigen Fassung, in 
der jeweils geltenden Fassung;  

hat der Rat der Stadt Ahlen am 04.11.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst unter anderem das 
Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und 
Verrieseln des im Stadtgebiet anfallenden Abwassers sowie das Entwässern 
und Entsorgen des Klärschlamms. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören 
nach § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 6  LWG NRW insbesondere 
 
1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, 

deren Bebaubarkeit nach Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen 
Bebauungsplan, einen Vorhaben- und Erschließungsplan oder eine 
Klarstellungs-, Entwicklungs-, und Ergänzungssatzung begründet 
worden ist, 

2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des 



Stadtgebietes anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und 
Fortschreibung eines Bestands- und Betriebsplans  nach § 57 Abs. 1 
Satz 4 und 5 LWG NRW, 

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen 
Abwassers sowie die Aufbereitung des durch die Abwasserbeseitigung 
anfallenden Klärschlamms für seine ordnungsgemäße Verwertung oder 
Beseitigung, 

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die 
Anpassung der für die Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2 und 
3 notwendigen Anlagen an die Anforderungen der §§ 54 bis 61 WHG und 
des § 56 LWG NRW, 

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms und dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße 
Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 2 Satz 2 WHG i.V.m. § 46 Abs. 
1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW); hierfür gilt die gesonderte Satzung der Stadt 
Ahlen über die Entsorgung des Inhaltes von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose 
Gruben) vom … in der derzeit aktuellen Fassung,  

6.   die Aufstellung und Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach 
Maßgabe des § 47 LWG NRW. 

 
(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet 

und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei der 
gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände die 
erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als öffentliche 
Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Zur 
öffentlichen Abwasseranlage gehören auch dezentrale öffentliche 
Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. 
Ableitungsgräben wie z. B. Straßen- bzw. Wegeseitengräben, die zum 
Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage gewidmet worden sind. Die 
öffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bilden eine 
rechtliche und wirtschaftliche Einheit.  

 
(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den 

Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Änderung, 
Sanierung oder Beseitigung bestimmt die Stadt im Rahmen der ihr 
obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. 

 
(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Satzung kann sich die Stadt 

Dritter bedienen. 
 
§ 2  

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
 
(1)   Abwasser: 
Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 
Abs. 1  WHG. 



 
(2)  Schmutzwasser: 
Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen 
Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 2 
WHG auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von 
Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

 
(3) Niederschlagswasser: 
Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen 
gesammelt abfließende Wasser. 

 
(4) Mischsystem: 
Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam 
gesammelt und fortgeleitet. 

 
(5) Trennsystem: 
Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt 
gesammelt und fortgeleitet. 

 
(6) Öffentliche Abwasseranlage: 
a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der Stadt selbst oder 
in ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, 
Behandeln und Einleiten von Abwasser sowie der Verwertung oder 
Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden 
Rückstände dienen. 
b) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung durch ein 
Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich Teile eines solchen Netzes auf 
den Privatgrundstücken befinden, gehören die Anschlussleitungen 
einschließlich der Druckstationen nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 
c) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören 
Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben. 
  
(7) Anschlussleitungen: 
Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden 
Grundstücksanschlussleitungen und Hausanschlussleitungen verstanden. 
Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 

a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen 
Sammelleitung bis zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. 

 
b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten 
Grundstücksgrenze bis zu dem Gebäude oder dem Ort auf dem Grundstück, 
wo das Abwasser anfällt. Zu den Hausanschlussleitungen gehören auch 
Leitungen in und unter der Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, 
in dem Abwasser anfällt, sowie die Einsteigschächte mit Zugang für 
Personal und die Inspektionsöffnungen. Bei Druckentwässerungsnetzen ist 



die Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf dem privaten Grundstück 
Bestandteil der Hausanschlussleitung. 
 
(8) Haustechnische Abwasseranlagen: 
Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an 
zu entwässernden Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, 
Rückhaltung und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z. 
B. Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage. 
 
(9) Druckentwässerungsnetz: 
Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in 
denen der Transport von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch 
von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. Die Druckpumpen und 
Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des 
jeweiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der 
Hausanschlussleitung, die nicht zur öffentlichen Abwasseranlage gehört. 
 
(10) Abscheider: 
Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, 
Stärkeabscheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen 
schädlicher Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage durch Abscheiden aus 
dem Abwasser verhindern. 
 
(11) Anschlussnehmerin oder Anschlussnehmer: 
Anschlussnehmerin oder Anschlussnehmer ist die Eigentümerin oder der 
Eigentümer als Nutzungsberechtige/Nutzungsberechtiger des Grundstücks, 
das an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist. § 20 Abs. 1 gilt 
entsprechend. 
 
(12) Indirekteinleiterin oder Indirekteinleiter: 
Indirekteinleiterin oder Indirekteinleiter ist diejenige Anschlussnehmerin 
oder derjenige Anschlussnehmer, die oder der Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 
 
(13) Grundstück: 
Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen, so kann die Stadt für jede dieser Anlagen die Anwendung der für 
Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen. 
 
(14) Einsteigschacht: 
Ein Einsteigschacht mit einem Mindestdurchmesser von 1,0 Metern bietet 
die Möglichkeit des Zugangs an Anschlussleitungen für Personal. Ein 
Einsteigschacht zeichnet sich durch eine Einsteigvorrichtung und eine 
verkehrssichere Abdeckung aus. Weitere Anforderungen sind der 
entsprechenden DIN zu entnehmen. Zudem besteht die Möglichkeit, 



alternativ eine Inspektionsöffnung zu errichten, die einen 
Mindestdurchmesser von 0,4 m aufweist, sodass Reinigungsgeräte sowie 
Inspektions- und Prüfausrüstung eingebracht werden können. Der Einsatz 
von Kombischächten mit einem Mindestdurchmesser von 1,0 Metern, die 
den Zugang zu Schmutz- und Regenwasseranschlüssen in einem Schacht 
ermöglichen ist ebenfalls gestattet. Dabei müssen die Entwässerungsarten 
zwingend getrennt bleiben. 
 
§ 3  
Anschlussrecht 

 
Jede Eigentümerin oder jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt 
liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser 
Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss seines Grundstücks an die 
bestehende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (Anschlussrecht). 
 
§ 4 
Begrenzung des Anschlussrechtes 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an 
eine betriebsfertige und aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage 
angeschlossen werden können. Dazu muss die öffentliche Abwasserleitung 
in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf dem Grundstück verlaufen. 
Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe 
des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg ein 
unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welcher ein öffentlicher 
Kanal verlegt ist. Die Stadt kann den Anschluss auch in anderen Fällen 
zulassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird 
 
(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die zuständige Behörde 
unter den Voraussetzungen des § 49 Abs. 5 Satz 1 LWG NRW die 
Abwasserbeseitigungspflicht für das Schmutzwasser auf Antrag der Stadt 
auf den privaten Grundstückseigentümer übertragen hat. Dieses gilt nicht, 
wenn sich die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückeigentümer 
bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu 
tragen. 
 
(3) Der Anschluss ist auch ausgeschlossen, soweit die Stadt von der 
Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist und die Abwasserbeseitigungspflicht 
gemäß § 49 Abs. 6 LWG NRW auf einen Dritten übertragen worden ist. 
 
(4) Wenn der Anschluss eines Grundstückes wegen seiner besonderen Lage 
oder aus technischen oder betrieblichen Gründen erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen, Aufwendungen und 
Kosten erfordert, kann die Stadt den Anschluss versagen. Hiervon kann 
abgesehen werden, wenn der Anschlussberechtigte sich bereit erklärt, die 
entstehenden Mehraufwendungen und Kosten der Herstellung, Erneuerung, 
Veränderung und Beseitigung sowie der Unterhaltung zu tragen. 
 



§ 5 

Anschlussrecht für Niederschlagswasser 
 

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das 
Niederschlagswasser. 
 
(2) Dieses gilt nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, soweit die 
Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß § 49 Abs. 4 LWG 
NRW der Eigentümerin oder dem Eigentümer des Grundstücks obliegt oder 
anderweitig (z.B. § 49 Abs. 3 LWG NRW) einem Dritten zugewiesen ist. 
 
§ 6 

Benutzungsrecht 
 

Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat die 
Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen 
Bestimmungen für den Bau und den Betrieb der haustechnischen 
Abwasseranlagen das Recht, das auf ihrem oder seinem Grundstück 
anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten 
(Benutzungsrecht). 
 
§ 7 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 
 

 (1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und 
Schmutzwasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG) und 
Niederschlagswasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG) nicht eingeleitet 
werden, die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe 

 
1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden, 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal 

gefährden oder gesundheitlich beeinträchtigen, 
3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ihre 

Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung gefährden, erschweren oder 
behindern, 

4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder 
verteuern, 

5. die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung 
beeinträchtigen oder verteuern oder 

6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage 
so erheblich stören, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden 
können. 

 
(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet 
werden: 
 



1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen 
oder Verstopfungen in der Kanalisation führen können, 

2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten 
Behandlungsanlagen,  

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen 
Abwasserbeseitigung, insbesondere aus Kleinkläranlagen, 
abflusslosen Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen und 
gewerblichen Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für diesen 
Zweck vorgesehene gemeindliche Einleitungsstelle eingeleitet 
werden, 

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die 
nach Übersättigung im Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden 
werden und zu Abflussbehinderungen führen können, 

5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen 
Brennwertanlagen mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 100 
KW sowie nicht neutralisierte Kondensate aus sonstigen 
Brennwertanlagen, 

6. radioaktives Abwasser, 
7. Inhalte von Chemietoiletten, soweit dieses nicht im Einzelfall auf 

Antrag durch die Stadt schriftlich zugelassen worden ist, 
8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von 

Krankenhäusern und medizinischen Instituten, 
9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und 

Jauche, 
10. Silagewasser, 
11. Grund-, Drainage- und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abfließendes 

Wasser (§ 37 WHG), 
12. Kühlwasser, soweit dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die 

Stadt schriftlich zugelassen worden ist, 
13. Blut aus Schlachtungen, 
14. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen 

Konzentrationen freisetzen kann, 
15. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus 

dem explosionsfähige Gas-Luft-Gemische entstehen können, 
16. Emulsionen von Mineralölprodukten, 
17. Medikamente und pharmazeutische Produkte 
18. Abwasser aus Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme, soweit 

dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Stadt schriftlich 
zugelassen worden ist, 

19. flüssige Stoffe, die kein Abwasser sind (§ 55 Abs. 3 WHG), soweit 
dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Stadt schriftlich 
zugelassen worden ist, 

20. Einweg-Waschlappen, Einwegwischtücher und sonstige 
Feuchttücher, die sich nicht zersetzen und deshalb in der öffentlichen 
Abwasseranlage zu Betriebsstörungen z.B. an Pumpwerken führen 
können. 

 
(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die in Anlage  1 



aufgeführten Grenzwerte an der Übergabestelle zur öffentlichen 
Abwasseranlage nicht überschritten sind. Die Anlage 1 ist Bestandteil dieser 
Satzung.Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, 
diese Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen.  
 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom 
und/oder Konzentration festlegen. Sie kann das Benutzungsrecht davon 
abhängig machen, dass auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine 
Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. 
 
(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf 
anderen Wegen als über die Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur 
mit Einwilligung der Stadt erfolgen.  
 
(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, 
soweit die Stadt von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 
 
(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen 
von den Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls 
eine nicht beabsichtigte Härte für die Verpflichtete oder den Verpflichteten 
ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht 
entgegenstehen. Im Einzelfall kann die Stadt zur Gefahrenabwehr auf 
Antrag zeitlich befristet und jederzeit widerrufbar zulassen, dass Grund-, 
Drainage-, Kühlwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abfließendes 
Wasser (§ 37 WHG) der Abwasseranlage zugeführt wird. Die 
Indirekteinleiterin oder der Indirekteinleiter hat ihrem oder seinem Antrag 
die von der Stadt verlangten Nachweise beizufügen. 
 
(8) Ein Anspruch auf Einleitung von Stoffen, die kein Abwasser sind, in die 
öffentliche Abwasseranlage besteht nicht. Dieses gilt auch für den Fall, dass 
die zuständige Behörde im Fall des § 55 Abs. 3 WHG die Einleitung gemäß 
§ 58 Abs. 1 LWG NRW genehmigt oder nach einer erfolgten Anzeige gemäß 
§ 58 Abs. 1 LWG NRW kein Genehmigungsverfahren einleitet. 
 
(9) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
 
a) das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, 
das unter Verletzung der Absätze 1 und 2 erfolgt, 
 
b) das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die Grenzwerte nach 
Absatz 3 nicht einhält.  
 
(10) Reichen die vorhandenen Abwasseranlagen für die Aufnahme oder 
Reinigung des veränderten Abwassers oder der erhöhten Abwassermenge 
nicht aus, so behält sich die Stadt vor, die Aufnahme dieser Abwässer zu 
versagen; dies gilt jedoch nicht, wenn der Anschlussnehmer sich bereit 
erklärt, zusätzlich den Aufwand für die Erweiterung der Abwasseranlagen 
und die erhöhten Betriebs- und Unterhaltungskosten zu tragen. §§ 46ff 



Landeswassergesetz (LWG) bleibt unberührt. 
 
(11) Wer unter Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser 
Vorschrift den Verlust der Halbierung der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5 
Abwasserabgabengesetz) verursacht, hat der Stadt den erhöhten Betrag 
der Abwasserabgabe zu erstatten. Haben mehrere den Wegfall der 
Abwasserabgabenhalbierung verursacht, so haften sie als 
Gesamtschuldner. 
 
§ 8 

Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 
 

(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder 
Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die 
öffentliche Abwasseranlage in entsprechende Abscheider einzuleiten und 
dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dieses jedoch 
nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser in 
entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist.  
 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Stadt eine 
Behandlung (Reinigung) auf dem Grundstück der Anschlussnehmerin oder 
des Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu 
betreibenden Abscheide- oder sonstigen Behandlungsanlage angeordnet 
werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die 
Stadt eine Pflicht zur Behandlung nach dem sog. Trenn-Erlass vom 
26.05.2004 (MinBl. NRW 2004, S. 583 ff.) auslöst. Die vorstehende 
Behandlungspflicht gilt auch für Straßenbaulastträgerinnen oder 
Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einleiten. 
 
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von 
Schlachtabwässern aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 
(Material der Kategorien 1, 2 und 3) der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 
müssen durch die Anschlussnehmerin oder den Anschlussnehmer durch ein 
Feststoffrückhaltesystem mit einer maximalen Maschenweite von 6 mm 
geführt werden. 
 
(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren 
Betrieb müssen den einschlägigen technischen und rechtlichen 
Anforderungen entsprechen. Die Stadt kann darüber hinausgehende 
Anforderungen an den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der 
Abscheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen 
Abwasseranlage erforderlich ist. 
 
(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, 
sind in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu 
entsorgen und dürfen der öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt 
werden. 



 
(6) Zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage ist das Waschen von 
Kraftfahrzeugen nur auf Waschplätzen und in Waschhallen erlaubt, die über 
genehmigte Abscheidevorrichtungen verfügen. 
 
§ 9 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jede oder jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, ihr oder sein Grundstück in 
Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW an die 
öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf dem 
Grundstück anfällt (Anschlusszwang). 
 
(2) Die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf seinem 
Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und 
Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten 
(Benutzungszwang), um die Abwasserüberlassungspflicht gemäß § 48 LWG 
NRW zu erfüllen. 
 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 49 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW genannten Voraussetzungen für in 
landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes Abwasser oder für zur 
Wärmegewinnung benutztes Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen ist der Stadt nachzuweisen. 
 
(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten Voraussetzungen 
ist das häusliche Abwasser aus landwirtschaftlichen Betrieben an die 
öffentliche Abwasseranlage anzuschließen und dieser zuzuführen. 
 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht in Erfüllung der 
Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW auch für das 
Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den Fällen des § 5 Absätze 2  
dieser Satzung.  
 
(6) In den im Trennsystem entwässernden Bereichen sind das Schmutz- 
und das Niederschlagswasser den jeweils dafür bestimmten Anlagen 
zuzuführen. 
 
(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der 
baulichen Anlage an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein 
Zustimmungsverfahren nach § 14 Absatz 1 ist durchzuführen. 
 
(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen 
Anlage, so ist das Grundstück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, 
nachdem durch öffentliche Bekanntmachung oder Mitteilung an die 
Anschlussberechtigte oder den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, 



dass das Grundstück angeschlossen werden kann.  Die Anschlussnehmerin 
oder der Anschlussnehmer hat auf seine Kosten binnen 2 Monaten nach 
dem Anschluss alle bestehenden oberirdischen und unterirdischen privaten 
Grundstücksentwässerungseinrichtungen, soweit sie nicht Bestandteil der 
neuen Anlage geworden sind, insbesondere Gruben, Schlammfänge, 
Sickerungsanlagen, alte Kanäle zu entleeren und zu beseitigen oder 
ordnungsgemäß zu verfüllen und zu sichern. 
 
§ 10 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser 
 
(1) Auf Antrag der Grundstückseigentümerin oder des 
Grundstückseigentümers befreit die Stadt vom Anschluss- und 
Benutzungszwang für das Schmutzwasser, wenn die 
Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 Abs. 5 LWG NRW durch die 
zuständge Behörde auf die Grundstückseigentümerin oder den 
Grundstückseigentümer ganz oder teilweise übertragen worden ist. Die 
Übertragung ist der Stadt durch die Grundstückseigentümerin oder den 
Grundstückseigentümer nachzuweisen. 
 
(2) Die anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers um 
Schmutzwassergebühren zu sparen, begründet keinen Anspruch auf 
Befreiung. 
 
(3) Eine Befreiung vom Anschlusszwang muss die Anschlusspflichtige oder 
der Anschlusspflichtige bei der Stadt schriftlich beantragen. Dem Antrag 
sind Pläne beizufügen, aus denen ersichtlich ist, wie die Abwässer beseitigt 
oder verwertet werden sollen. Die städtische Pflicht zur 
Abwasserbeseitigung aus § 46 LWG bleibt unberührt. 
 
§ 11 
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
(1) Niederschlagswasser kann für den Gebrauch im Garten, im Haushalt 
oder im Gewerbe und in der Industrie genutzt werden. Beabsichtigt die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer die Nutzung 
des auf dem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers, so hat sie oder 
er dieses der Stadt anzuzeigen. Die Stadt stellt sie oder ihn in diesem Fall 
unter den Voraussetzungen des § 49 Abs. 4 Satz 3 LWG NRW von der 
Überlassung des verwendeten Niederschlagswassers frei, wenn die 
ordnungsgemäße Verwendung des Niederschlagswassers auf dem 
Grundstück sichergestellt ist und ein Überlauf an den öffentlichen Kanal 
besteht, so dass eine Überschwemmung von Nachbar-Grundstücken durch 
Niederschlagswasser ausgeschlossen werden kann.  
 
(2) Der Stadt ist in jedem Fall zur Ermittlung der Gebühren der Verbleib 
und die abgeleitete Menge mitzuteilen. Die Stadt kann den Einbau von 



Messeinrichtungen auf Kosten des Gebührenschuldners verlangen. Diese 
Messeinrichtungen sind auf seine Kosten zu unterhalten und zu warten 
 
§ 12  

Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 
 

(1) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die 
Entwässerung mittels eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer auf ihre oder 
seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pumpenschacht mit einer für die 
Entwässerung ausreichend bemessenen Druckpumpe (einschließlich 
Steuerungstechnik und Stromversorgungseinrichtung) sowie die 
dazugehörige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu 
betreiben, zu unterhalten, instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern 
und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und 
Lage des Pumpenschachtes, der Druckpumpe und der dazugehörigen 
Druckleitung trifft die Stadt. 
 
(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, mit einem geeigneten Fachunternehmer einen 
Wartungsvertrag abzuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe 
entsprechend den Angaben des Herstellers sicherstellt. Der 
Wartungsvertrag ist der Stadt bis zur Abnahme der Druckleitung, des 
Pumpenschachtes und der Druckpumpe vorzulegen. Für bereits bestehende 
Druckpumpen ist der Wartungsvertrag innerhalb von 6 Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzulegen.  
 
(3) Die Stadt kann den Nachweis der durchgeführten Wartungsarbeiten 
verlangen. 
 
(4) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. 
Eine Überbauung oder Bepflanzung des Pumpenschachtes ist unzulässig. 
 
§ 13 

Ausführung von Anschlussleitungen 
 

(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen 
Anschlussleitung und ohne technischen Zusammenhang mit den 
Nachbargrundstücken an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen. In 
Gebieten mit Mischsystem (Mischwasserkanal) ist für jedes Grundstück eine 
Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem (Schmutzwasser- und 
Regenwasserkanal) je eine Anschlussleitung für Schmutz- und für 
Niederschlagswasser herzustellen. Im Trennsystem sind für Schmutzwasser 
und für Niederschlagswasser jeweils getrennte Einsteigeschächte oder 
Inspektionsöffnungen vorzusehen. Die näheren Einzelheiten ergeben sich 
aus § 13 Abs. 4 dieser Satzung. Auf Antrag können mehrere 
Anschlussleitungen verlegt werden. Die Stadt kann den Nachweis über den 
ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im Rahmen 



des Zustimmungsverfahrens nach § 14 dieser Satzung verlangen. 
 
(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige 
Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für jedes der neu entstehenden 
Grundstücke. 
 
(3) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer hat sich 
gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal zu schützen. 
Hierzu hat sie oder er in Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (in der 
Regel die Straßenoberkante) funktionstüchtige sowie geeignete 
Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik einzubauen. Diese Pflicht zum Einbau einer Rückstausicherung gilt 
für alle Grundstücke, d. h. auch für solche Grundstücke, bei denen in der 
Vergangenheit noch keine Rückstausicherung eingebaut worden ist oder 
satzungsrechtlich hätte bereits eingebaut werden müssen. Die 
Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein und so errichtet und 
betrieben werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der 
Funktionstüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist. 
 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten 
Grundstück hat die Grundstückseigentümerin oder der 
Grundstückseigentümer in der Nähe der Grundstücksgrenze einen 
geeigneten Einsteigschacht mit Zugang für Personal oder eine geeignete 
Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück außerhalb des Gebäudes nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik (§ 60 WHG, § 56 Abs. 1 
LWG NRW) einzubauen. Bei bestehenden Anschlussleitungen ist die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer zum 
nachträglichen Einbau eines geeigneten Einsteigschachtes oder einer 
geeigneten Inspektionsöffnung verpflichtet, wenn sie oder er die 
Anschlussleitung erneuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf 
Antrag der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers 
von der Errichtung eines Einsteigschachtes oder einer Inspektionsöffnung 
außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. Die Inspektionsöffnung bzw. 
der Einsteigschacht müssen jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. 
Eine Überbauung oder Bepflanzung der Inspektionsöffnung bzw. des 
Einsteigschachts ist unzulässig. 
 
(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der 
Anschlussleitungen bis zum Einsteigschacht oder zur Inspektionsöffnung 
sowie die Lage, Ausführung und lichte Weite des Einsteigeschachtes oder 
der Inspektionsöffnung bestimmt die Stadt. 
 
(6) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung sowie die 
laufende Unterhaltung der haustechnischen Abwasseranlagen sowie der 
Hausanschlussleitung auf dem anzuschließenden Grundstück führt die 
Grundstückseingentümerin oder der Grundstückseigentümer auf ihre oder 
seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung mit der 
Stadt zu erstellen.  Die Arbeiten dürfen nur von Firmen durchgeführt 



werden, die die fachlichen Voraussetzungen besitzen. 
 
(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur 
öffentlichen Abwasseranlage, so kann die Stadt von der 
Grundstückseigentümerin oder dem Grundstückseigentümer zur 
ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau und den 
Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt der die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer. Die 
Hebeanlage muss so errichtet und betrieben werden, dass eine 
Selbstüberwachung des Zustandes und der Funktionstüchtigkeit der 
Anschlussleitung möglich ist. 
 
(8) Auf Antrag kann die Stadt zulassen, dass zwei oder mehrere 
Grundstücke durch eine gemeinsame Anschlussleitung entwässert werden. 
Der Antrag wird insbesondere unter Berücksichtigung der Regelung in § 46 
Abs. 1 Satz 3 LWG NRW dann abgelehnt, wenn die Leitungs-, Benutzungs- 
und Unterhaltungsrechte nicht durch eine im Grundbuch eingetragene 
entsprechende Grunddienstbarkeit (§ 1018 BGB) abgesichert worden sind. 
Der Nachweis der Absicherung durch eine Grunddienstbarkeit ist durch 
einen Auszug aus dem Grundbuch zu führen. 
 
(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage 
vorhanden ist, Neubauten errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die 
einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat die Grundstückseigentümerin 
oder der Grundstückseigentümer auf ihrem oder seinem Grundstück 
Anlagen für einen späteren Anschluss in Abstimmung mit der Stadt auf ihre 
oder seine Kosten vorzubereiten. 
 
(10) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der 
Grundstücksanschlussleitungen werden in direktem Auftrag des 
Anschlussnehmers ausgeführt und dürfen nur von Firmen durchgeführt 
werden, die die fachlichen Voraussetzungen besitzen. Es ist eine Abnahme 
der Arbeiten bei noch offener Baugrube durch die Stadt durchzuführen. In 
begründeten Fällen kann die Stadt die Herstellung, Erneuerung, 
Veränderung und Beseitigung der Grundstücksanschlussleitungen selbst 
oder durch einen von ihr bestimmten Auftragnehmer auf Kosten des 
Anschlussnehmers ausführen. 
 
(11) Die laufende Unterhaltung der haustechnischen Abwasseranlage, der 
Hausanschlussleitung und der Grundstücksanschlussleitungen obliegt dem 
Anschlussnehmer. 
 
(12) Auf den Erstattungsanspruch kann die Stadt vor Ausführung der 
Arbeiten vom Anschlussberechtigten Vorschüsse in Höhe der 
voraussichtlichen Aufwendungen verlangen. 
Nach Fertigstellung der Arbeiten wird der gezahlte Vorschuss mit den 
endgültig entstandenen Aufwendungen verrechnet. 
 



(13) Der Erstattungsanspruch entsteht für die Herstellung mit der 
endgültigen Fertigstellung der Grundstücksanschlussleitung ohne Rücksicht 
darauf, ob eine Verbindung mit den haustechnischen Abwasseranlagen 
hergestellt worden ist; für die übrigen ersatzpflichtigen Tatbestände 
entsteht der Erstattungsanspruch mit Beendigung der Maßnahme. Der 
Erstattungsanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides 
fällig. 
 
(14) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage 
vorhanden ist, Neubauten errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die 
einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat der Grundstückseigentümer auf 
seinem Grundstück Anlagen für einen späteren Anschluss in Abstimmung 
mit der Stadt auf seine Kosten vorzubereiten. 
 
§ 14 
Zustimmungsverfahren 
 
(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen 
Zustimmung der Stadt. Diese ist rechtzeitig, spätestens jedoch vier Wochen 
vor der Durchführung der Anschlussarbeiten, schriftlich mit den 
erforderlichen Unterlagen zu beantragen. Besteht Anschluss- und 
Benutzungszwang an die öffentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit 
der Aufforderung der Stadt den Anschluss vorzunehmen, als gestellt. Eine 
Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine Abnahme des Anschlusses 
durch die Stadt an der offenen Baugrube erfolgt ist.  
Folgende Unterlagen sind erforderlich: 
a) Eine zeichnerische Darstellung aus der Anzahl, Führung, die lichte Weite 
und technische Ausführung der Anschlussleitungen sowie die Lage der 
Einsteigschächte hervorgehen, 
b) Angaben über die Größe der befestigten und überbauten 
Grundstücksfläche, soweit von dieser Niederschlagswasser in die öffentliche 
Abwasseranlage leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden eingeleitet 
werden soll, 
c) Gewerbe und Industrie zusätzlich: 
- Beschreibung der abwasserproduzierenden Anlagen und 
Betriebsvorgänge, 
- Angaben über die chemische Zusammensetzung der Abwässer, deren 
Gesamtmenge und Höchstzufluss. 
 
(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat die 
Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer eine Woche vor der 
Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen. Die 
fachgerechte Beseitigung des Anschlusses ist der Stadt durch die 
Anschlussnehmerin oder den Anschlussnehmer schriftlich nachzuweisen. 
Unterlässt er schuldhaft die rechtzeitige Mitteilung, haftet er für den 
entstehenden Schaden. Der Anschlussnehmer sichert die 
Grundstücksanschlussleitung auf seine Kosten. 
 
§15 



Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser - SüwVO Abw NRW). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW 
so zu errichten, zu unterhalten und zu betreiben, dass die Anforderungen 
an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die 
ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG 
NRW gegenüber der Stadt. 
 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen 
dürfen nur durch anerkannte Sachkundige gemäß§ 12 SüwVO Abw NRW 
durchgeführt werden. 
 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugänglich 
verlegte private Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser 
einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller- Bodenplatte oder der 
Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Einsteigschächte 
oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht 
sind nach § 7 Satz 2 SüwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen 
Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten 
Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und 
erkannt wird. 
 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und 
Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt 
sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW. Nach § 8 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW hat die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach 
§ 8 Abs. 7 SüwVO Abw NRW die oder der Erbbauberechtigte private 
Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder 
nach ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand und 
Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für 
bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis 
§ 8 Abs. 5 SüwVO Abw NRW. Legt die Stadt darüber hinaus durch 
gesonderte Satzung gemäß§ 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen 
fest, so werden die betroffenen Grundstückseigentümerinnen oder 
Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt hierüber 
im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Beratungspflicht (§ 46 
Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Stadt 
Satzungen nach altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW fortführt. 
 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen gemäß § 9 Abs. 1 SüwVO 
Abw NRW nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt 
werden. 
 
(6) Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der 



Zustands- und Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 
der SüwVO Abw NRW zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die 
in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW genannten Anlagen beizufügen. Diese 
Bescheinigung nebst Anlagen ist der Stadt durch die 
Grundstückseigentümerin oder den Grundstückseigentümer oder die oder 
den Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 1 bzw. Abs. 7 SüwVO Abw NRW) 
unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, damit eine 
zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt erfolgen kann. 
 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und 
Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw 
NRW keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den 
zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entsprochen haben. 
 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich 
grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche 
Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 
 
§ 16 

Indirekteinleiter-Kataster 
 

1) Die Stadt führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren 
Beschaffenheit erheblich vom häuslichen Abwasser abweicht. 
 
(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Abs. 1 sind der Stadt mit dem 
Antrag nach § 14 Abs. 1 die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu 
benennen. Bei bestehenden Anschlüssen hat dies innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu geschehen. Auf Verlangen 
hat die Indirekteinleiterin oder der Indirekteinleiter der Stadt Auskunft zu 
erteilen über: 
a) abwassererzeugende Betriebsvorgänge, 
b) Zusammensetzung des Abwassers, 
c) Abwassermenge (cbm/h) sowie Einleitungszeiten, 
d) Einrichtung zur Behandlung des Abwassers, 
e) Beschreibung mit den technischen Unterlagen der Vorbehandlungsanlage 
und 
f) Genehmigungsbescheid der Unteren Wasserbehörde. 
 
(3) Soweit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im 
Sinne des § 58 WHG und § 60 LWG NRW handelt, genügt in der Regel die 
Vorlage des Genehmigungsbescheides der zuständigen Wasserbehörde. 
 
§ 17 
Abwasseruntersuchungen 
 
(1) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen 



vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. Sie bestimmt die 
Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der Probenahmen. 

 
(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt die Anschlussnehmerin oder 

der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß gegen die 
Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt. 

 
§ 18 

Abwasserbehandlungsanlagen 
 

(1) Herstellung, Erneuerung, Änderung und laufende Unterhaltung von 
Anlagen und Einrichtungen auf Grundstücken zur Sammlung, Reinigung, 
Behandlung, Abscheidung, Ableitung oder Versickerung aller auf dem 
Grundstück anfallenden Abwässer müssen den bau- und wasserrechtlichen 
Vorschriften entsprechen. 
 
(2) Abwasserbehandlungsanlagen sind genehmigungsbedürftig. Für Bau 
und Betrieb von Abwasserbehandlungsanlagen sind die §§ 58 ff. LWG 
maßgebend. 
 
(3) Abwasserbehandlungsanlagen müssen angelegt werden, wenn: 
a) eine Befreiung vom Anschluss an die Abwasseranlage erteilt ist (§ 10), 
sofern keine vollständige Verwertung der Abwässer erfolgt und 
b) die Stadt eine Vorbehandlung des Abwassers verlangt (§ 7 Abs. 5). 
 
(4) Für eine ordnungsgemäße Einrichtung, den Betrieb von 
Abwasserbehandlungsanlagen oder abflusslosen Gruben sowie für ihre 
einwandfreie Unterhaltung, ständige Wartung und Reinigung ist die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer verantwortlich; 
für den Betrieb und die Wartung sind die geltenden Vorschriften zu 
befolgen.  
 
(5) Die Stadt behält sich vor, die laufende Entleerung der Gruben sowie die 
Abfuhr des Schlammes der Abwasseranlage auf Kosten der 
Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers einheitlich 
selbst durchzuführen oder durch einen Dritten durchführen zu lassen; das 
Nähere regelt die Satzung über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Klärschlammbeseitigungssatzung). 
 
(6) Bei Abwasserbehandlungsanlagen, deren Ablauf in die öffentliche 
Abwasseranlage oder einen Vorfluter mündet, behält sich die Stadt 
weiterhin vor, bei Nichtbeachtung der Vorschriften den Betrieb der 
Abwasserbehandlungsanlage auf Kosten der Grundstückseigentümerin oder 
des Grundstückseigentümers selbst zu übernehmen. 
 
§ 19 

Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 
 



(1) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer ist 
gemäß § 98 Abs. 1 LWG NRW i.V.m. § 101 Abs. 1 WHG verpflichtet, der 
Stadt auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung  sowie der 
Gebühren- und der Beitragssatzung erforderlichen Auskünfte über Bestand 
und Zustand der haustechnischen Abwasseranlagen und der 
Anschlussleitung zu erteilen. 
 
(2) Die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer und die 
Indirekteinleiterin oder der Indirekteinleiter haben die Stadt unverzüglich 
zu benachrichtigen, wenn 
 

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände 
beeinträchtigt wird, die auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage 
zurückzuführen sein können (z. B. Verstopfungen von 
Abwasserleitungen), 

2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu 
geraten drohen, die den Anforderungen nach § 7 nicht entsprechen, 

3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert, 
4. sich die der Mitteilung nach § 16 Abs. 2 zugrunde liegenden Daten 

erheblich ändern oder 
5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und 

Benutzungsrechtes entfallen. 
 

(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt sind berechtigt, die 
angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der 
Erfüllung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug 
dieser Satzung erforderlich ist. Die Eigentümerinnen, Eigentümer und 
Nutzungsberechtigten haben das Betreten von Grundstücken und Räumen 
zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf den 
angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt 
nach § 98 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur Ableitung von 
Abwasser, das der Stadt zu überlassen ist. Die Grundrechte der 
Verpflichteten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG (Freiheit der Person), Art. 
13 (Unverletzlichkeit der Wohnung) und Art. 14 GG (Eigentum) sind 
insbesondere bezogen auf die Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG 
NRW gemäß § 124 LWG NRW eingeschränkt. 
 
(4) Die Anordnungen der Mitarbeiter/innen der Stadt und der Beauftragten 
sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist entsprochen, so ist die Stadt berechtigt, die notwendigen Zwangsmittel 
nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in seiner jeweiligen Fassung anzuwenden, 
insbesondere die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des 
Anschlussnehmers durchzuführen oder von anderen durchführen zu lassen. 
 
(5) Die Mitarbeiter/innen der Stadt haben sich durch ihren Dienstausweis 
und Beauftragte durch die Vorlage eines Auftragsschreibens der Stadt 
auszuweisen. 



 

(6) Für die Ein- und Fortführung einer spezifischen 
Niederschlagswassergebühr ist die Stadt Ahlen berechtigt, Feststellungen 
zu bebauten und/oder befestigten Flächen und deren Entwässerung zu 
treffen. Auf Verlangen sind der Stadt Ahlen oder einem von der Stadt Ahlen 
beauftragten Unternehmen vom Anschlussnehmer Auskünfte hierzu zu 
erteilen. 
 

§ 20 
Haftung 

 
(1) Die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer und die 
Indirekteinleiterin oder der Indirekteinleiter haben für eine 
ordnungsgemäße Benutzung der haustechnischen sowie privaten 
Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie 
haften für alle Schäden und Nachteile, die der Stadt infolge eines 
mangelhaften Zustandes oder einer satzungswidrigen Benutzung der 
haustechnischen sowie privaten Abwasseranlagen oder infolge einer 
satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage entstehen. 
 
(2) In gleichem Umfang hat die oder der Ersatzpflichtige die Stadt von 
Ersatzansprüchen Dritter freizustellen. 
 
(3) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt 
hervorgerufen werden. Sie haftet auch nicht für Schäden, die dadurch 
entstehen, dass die vorgeschriebenen Rückstausicherungen nicht 
vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß funktionieren. 
 
§ 21 

Berechtigte und Verpflichtete 
 

(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für 
Grundstückseigentümerinnen oder Grundstückseigentümer ergeben, gelten 
entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für die Trägerinnen und Träger der 
Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile. 
 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die 
Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ergeben, für jede oder jeden, 
die oder der  
a) als Nutzungsberechtigte/Nutzungsberechtiger des Grundstücks im Sinne 
des § 48 LWG NRW berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den 
angeschlossenen Grundstücken anfallende Abwasser abzuleiten (also 
insbesondere auch Pächterinnen oder Pächter, Mieterinnen oder Mieter, 
Untermieterinnen oder Untermieter etc.) oder  
b) der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt. 
 



(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
(4) Jeder Eigentumswechsel an einem Grundstück ist binnen 2 Wochen der 
Stadt anzuzeigen. Unterlassen der bisherige Eigentümer und der neue 
Eigentümer die Anzeige, so haften beide gesamtschuldnerisch, bis die Stadt 
Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. 
 
§ 22 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 
1. § 7 Abs. 1 und 2 
    Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder 

einbringt, deren Einleitung oder Einbringung ausgeschlossen ist, 
 
2. § 7 Abs. 3 und 4 
    Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder 

hinsichtlich der Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die 
Grenzwerte nicht einhält oder das Abwasser zur Einhaltung der 
Grenzwerte verdünnt oder vermischt, 

 
3. § 7 Abs. 5 
     Abwasser ohne Einwilligung der S auf anderen Wegen als über die 

Anschlussleitung eines Grundstückes in die öffentliche Abwasseranlage 
einleitet, 

 
4. § 8 
    Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder 

Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die 
öffentliche Abwasseranlage nicht in entsprechende Abscheider einleitet 
oder Abscheider nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut oder betreibt 
oder Abscheidergut nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen 
Vorschriften entsorgt oder Abscheidergut der öffentlichen 
Abwasseranlage zuführt, 

 
5. § 9 Abs. 2 
    das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet, 
 
6. § 9 Abs. 6 
    in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und das 

Niederschlagswasser nicht den jeweils dafür bestimmten Anlagen 
zuführt, 

 
7. § 11 
    auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als 

Brauchwasser nutzt, ohne dieses der Stadt angezeigt zu haben, 
 



8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4 
    die Pumpenschächte, die Inspektionsöffnungen oder Einsteigschächte 

nicht frei zugänglich hält, 
 
9. § 14 Abs. 1 
    den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige 

Zustimmung der Stadt herstellt oder ändert, 
 
10. § 14 Abs. 2 
    den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht oder 

nicht rechtzeitig der Stadt mitteilt, 
 
11.  § 15 Abs. 6 Satz 3  
    die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und   Funktions- 

prüfung  der Stadt nicht vorlegt, 
 
12. § 16 Abs. 2 
    der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nicht oder  nicht 

rechtzeitig benennt oder auf ein entsprechendes Verlangen der Stadt hin 
keine oder nur eine unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung 
des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des 
Abwassers erteilt, 

 
13. § 18 Abs. 3 
    die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt Beauftragten mit 

Berechtigungsausweis daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der 
gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser 
Satzung die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, oder diesem 
Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu allen Anlageteilen auf den 
angeschlossenen Grundstücken gewährt. 

 
14. § 13 Absatz 10 

die Herstellung, Erneuerung, Veränderung oder Beseitigung der 
Grundstücksanschlussleitungen ohne Abnahme bei noch offener 
Baugrube vornimmt 
 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen 
Abwasseranlage vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, 
Schieber bedient oder in einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, 
etwa einen Abwasserkanal, einsteigt. 
 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können gemäß § 123 Abs. 4 
LWG NRW mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden. 
 
§ 23 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft; gleichzeitig tritt die Satzung 



vom 02.06.2017 in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 24.06.2021 
außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 
Dr. Alexander Berger 
Bürgermeister 
 



Bekanntmachung der 13. Änderungssatzung vom 08.11.2021 zur 
Änderung der Friedhofsgebührensatzung der Stadt Ahlen vom 

19.12.2007 
 

Aufgrund § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen NRW 
(Bestattungsgesetz) vom 17.06.2003 (GV NRW S. 313/SGV NRW 2127) und 

§ 7 Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung 
NRW vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) in den zurzeit 

gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Ahlen in seiner Sitzung am 
04.11.2021 folgende Satzung beschlossen: 

 
Artikel 1 
 
Tarifstelle 1 wird wie folgt neu gefasst: 

 
1 Benutzung der Friedhofshallen und -einrichtungen 
 
1.1 Benutzung der Trauerhallen und der dazugehörigen Einrichtungen 

  239 € 

1.2 Benutzung des Katafalks (Sargwagen) 10 € 
1.3 Benutzung einer Aufbewahrungskammer auf dem Friedhof Dolberg 

je Tag 72 € 
 

Artikel 2 
 

Tarifstellen 2.1 und 2.2 werden wie folgt neu gefasst: 
 

2 Bestattungsgebühren / Grabbereitung 
Herstellung, Schließung und Abräumung des Grabes nach 
Beendigung des Nutzungsrechtes 
 
2.1 Erdgräber 
2.1.1 Sternenkinder 58 € 

2.1.2 Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  386 € 

2.1.3 Verstorbene nach vollendetem 5. Lebensjahr  965 € 
 

2.2 Urnengräber 
2.2.1 Urnenwahlgrab und Urnenreihengrab  328 € 

2.2.2 anonyme Urnenbeisetzung  203 € 
2.2.3 Urnenbeisetzung in einem Erdwahlgrab  328 € 

2.2.4 Urnenbeisetzung in einer Urnenstele  193 € 
 
Artikel 3 
 

Tarifstelle 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 

3 Erwerb von Nutzungsrechten an Grabstätten für die im § 12 der 
Friedhofssatzung vorgeschriebene Ruhezeit oder zu Lebzeiten  



 

3.1 Wahlgrabstätten je Grabstelle 
3.1.1 Erdwahlgrab 1.629 € 

3.1.2 Urnenwahlgrab und Urnenbaumgrabstätte  814 € 

3.1.3 Erwerb eines Erdwahlgrabes zu Lebzeiten für 10 Jahre  543 € 
  

3.2 Reihengrabstätten 
3.2.1 Erdreihengrab Verstorbene bis zum vollendeten 5 Lebensjahr  136 € 

3.2.2 Erdreihengrab Verstorbene nach dem vollendeten 5. Lebensjahr   
 814 € 

3.2.3 Urnenreihengrab  407 € 
3.2.4 Erwerb eines Erdreihengrabes zu Lebzeiten in einer von der  

         IGAF* betreuten Gemeinschaftsgrabanlage für 10 Jahre  271 € 
3.2.5 Erwerb eines Urnenreihengrabes zu Lebzeiten in einer von der 

         IGAF* betreuten Gemeinschaftsgrabanlage für 10 Jahre 136 € 
 

*IGAF= Interessengemeinschaft Ahlener Friedhöfe 
 

3.3 Sonstige Bestattungsmöglichkeiten 

3.3.1 Die Gebühr für Urnenbeisetzungen in Wahlerdgräbern entspricht  
         der Gebühr für diese Form der Erdbestattung  1.629 € 

3.3.2 anonymes Urnengrab  509 € 
3.3.3 Grab für Sternenkinder  68 € 

3.3.4 Urnennische in einer Urnenstele je Grabstelle  814 € 
 

Artikel 4 
 

Tarifstelle 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 

4 Wiedererwerb von Nutzungsrechten an Grabstätten 
     

4.1 Verlängerung des Nutzungsrechtes zur weiteren Grabpflege für die 
Dauer von 10 Jahren bei Wahlgräbern je Grabstelle 

4.1.1 Erdwahlgrab 543 € 

4.1.2 Urnenwahlgrab 271 € 
4.1.3 Bei allen übrigen mit Zustimmung der Kommune erteilten 

Verlängerungen bemisst sich die Gebühr nach Verhältnis des 
jeweiligen Gebührensatzes und der anteiligen Zeitdauer. 

 
Artikel 5 
 
Tarifstelle 5 wird wie folgt neu gefasst: 

 
5 Vorzeitige Beendigung des Nutzungsrechtes nach § 26 Abs. 8 der 
Friedhofssatzung 
 

Für jedes volle Jahr bis zum Ende der Nutzungsdauer, in dem die Grabfläche 
in die allgemeine Friedhofspflege durch die Stadt Ahlen übergeht, beträgt 



die Gebühr 50,00 €. 

Für Anteile eines Jahres wird die Gebühr anteilig nach vollen Monaten 
erhoben. Die Gebühr ist für die gesamte restliche Nutzungsdauer in einer 

Summe vorschüssig zu entrichten.  

 
Artikel 6 
 
Tarifstelle 6 wird wie folgt neu gefasst: 

 
6 Ausgrabung und Umbettung von Leichen 
 
6.1 Ausgrabung / Exhumierung 

6.1.1 eines Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  531 € 
6.1.2 eines Verstorbenen nach Vollendung des 5. Lebensjahres  1.216 € 

6.1.3 Ausgrabung einer Urne  386 € 
6.1.4 Räumen eines Kellers  589 € 

6.1.5 Tieferlegung  135 € 
              

6.2 Wiederbestattung 

6.2.1 Die Gebühren einer Wiederbestattung entsprechen den 
Bestattungsgebühren der entsprechenden Grabform (siehe Tarifstelle 2). 

6.2.2 Die Gebühren einer Wiederbestattung in demselben noch offenen 
Grab entsprechen der Hälfte der Bestattungsgebühren der entsprechenden 

Grabform (siehe Tarifstelle 2). 
6.2.3 Die Gebühren umfassen nur die Abgeltung der Arbeitsleistung. Die 

Gestellung eines Ersatzsarges ist im Bedarfsfall von den Auftraggebern 
vorzunehmen. Ferner müssen von den Auftraggebern etwaige 

Transportkosten und die Kosten für die Wiederherrichtung von 
Nachbargräbern, die durch die Umbettung unvermeidbar beschädigt 

worden sind, getragen werden. 
 

Artikel 7 
 
Tarifstelle 7.1 wird wie folgt neu gefasst: 

 
7 Verwaltungsgebühren für sonstige Leistungen 
 
7.1 Genehmigungen und sonstige Verwaltungsleistungen 

7.1.1 Genehmigung für das Aufstellen von Grabmalen und/oder 
Einfassungen  45 € 

7.1.2 Ersatzfrontplatte für eine Urnennische    50 € 
 

Artikel 8 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
  

 
 



Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 

darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 

nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 

Dr. Alexander Berger 

Bürgermeister 

 



Bekanntmachung der Satzung vom 08.11.2021 

über die Festsetzung der Hebesätze für die 
Grund- und Gewerbesteuer in der Stadt Ahlen 

   

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I 1973 
S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 38 des Gesetzes vom 19.12.2008 

(BGBI. I S. 2794), des § 16 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 02.11.2015 (BGBI. I S. 1834) und des § 
1 des Gesetzes über die Zuständigkeit für die Festsetzung und Erhebung 

der Realsteuern vom 16.12.1981 (GV NRW 1981 S. 732), in der zurzeit 
geltenden Fassung (SGV NRW 611), in Verbindung mit § 7 der 

Gemeindeordnung für das Land NRW vom 14.07.1994 (GV NRW 1994 S. 
666), in der zurzeit geltenden Fassung (SGV NRW 2023), hat der Rat der 

Stadt Ahlen in seiner Sitzung am 04.11.2021 folgende Satzung 
beschlossen:  

       
§ 1 

   

Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für 
das Gebiet der Stadt Ahlen wie folgt festgesetzt:  

 
1. Grundsteuer 

 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  

(Grundsteuer A)                            336 v.H.  
1.2 für die Grundstücke  

(Grundsteuer B)                            537 v.H.  
   

2. Gewerbesteuer                          445 v.H.  
 

§ 2 
Die vorstehenden Hebesätze gelten für das Haushaltsjahr 2022. 

 

§ 3 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 

darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 

nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 



b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 

Dr. Alexander Berger 

Bürgermeister 

 



Bekanntmachung der 30. Änderungssatzung vom 08.11.2021 zur 
Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 

Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) der Stadt Ahlen vom 14.12.1990 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung (SGV NRW 2023), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung 
öffentlicher Straßen (StrReinG NW) vom 18.12.1975 (GV NRW 1975 S. 706 
/ GV NRW 1976 S. 12) in der zurzeit geltenden Fassung (SGV NRW 2061) 
und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712) in der zurzeit 
geltenden Fassung (SGV NRW 610), sowie des § 17 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19.02.1987 (BGBl. I S. 602) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat 
der Stadt Ahlen in seiner Sitzung am 04.11.2021 folgende Satzung 
einschließlich geändertem Straßenverzeichnis beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
Das Straßenverzeichnis als Anlage zur Satzung über die Straßenreinigung 
und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) der Stadt Ahlen in der 30. Änderungssatzung wird wie 
folgt geändert: 



 
 
 
Artikel 2 
 
§ 5 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(4) Bei einer einmaligen wöchentlichen Reinigung ausschließlich 
Winterwartung beträgt die Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite 
(Abs. 1 und 3) jährlich 4,84 €. 

Für Straßen, die vorwiegend dem innerörtlichen Verkehr dienen, ermäßigt 
sich die Gebühr je Meter Grundstücksseite (Abs. 1 bis 3) auf jährlich 4,30 €. 

Für Straßen, die überwiegend dem überörtlichen Verkehr dienen, ermäßigt 
sich die Gebühr je Meter Grundstücksseite (Abs. 1 bis 3) auf jährlich 3,77 €. 

Fahrbahn Gehweg Fahrbahn Gehweg

15643 Alte Gärtnerei X X

16125 Chamissostraße X X X X

von Uhlandstraße bis Bahn X X X

16598 Hases Wiese X X

16652 Heinrich-Winkelmann-Platz X X X

nördliche Teile des Platzes vor Schmalbachstraße X X X

16680 Hermesweg X X

16946 Jahnwiese X X

17187 Küfergasse X X

17258 Luise-Hensel-Straße X X

17283 Marienplatz X X

17393 Museumsplatz X X

17480 Ostdolberger Weg X X

17543 Pater-Joseph-Schmidt-Straße X X

Schützenstraße X X X

westlich verlaufendes Straßenteilstück bis Konrad-

Adenauer-Ring
X X

östlich verlaufendes Straßenteilstück bis Zechenbahn X X

17853 Sonnenweg X X

Theodor-Schwarte-Straße (ab Lütkeweg bis Konrad-

Adenauer-Ring)
X X X

Stichstraße bis zu dem Grundstück 23 X X X

Stichstraße zum Konrad-Adenauer-Ring X X X

Stichstraße ab Schinkelstraße bis Ende Konrad-

Adenauer-Ring
X X

18057 Up de Woorden X X

18085 Virchowstraße X X

18150 Von-Oer-Straße X X

18295 Wiesengrund X X

18317 Wulfbertweg X X

Erläuterungen:

Ergänzungen roter Text

Streichungen durchgestrichener Text

Stadt Ahlen Anlieger

17800

17995

Stand: 12/2021
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Bei mehrfacher Reinigung vervielfachen sich die vorstehenden 
Gebührensätze entsprechend. 
 
§ 5 Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(5) Die Gebühr für die Fußgängerzone beträgt je Meter Grundstücksseite 
(Abs. 1-3) jährlich 29,05 €. 
 
 
Artikel 3 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Ahlen, 08.11.2021 

 

gez. 
Dr. Alexander Berger 
Bürgermeister 
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